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Weitgehend anerkannt ist heute die 
begrenzte Kapazität von Infrastrukturan-
geboten zum Ausgleich der seit 40 Jahren
kontinuierlich wachsenden Verkehrsnach-
frage. Große Unsicherheit besteht jedoch
hinsichtlich der Akzeptanz einer Ori-
entierung der Nachfrage auf ein limitiertes
oder verringertes Angebot. Es ist anzu-
nehmen, daß die Akzeptanz eines weniger
autoorientierten Lebensstils wesentlich
von der Gestaltung des Umfelds bestimmt
wird. Beispiele hierfür sind die Angebots-
dichte sozialer und kommerzieller Infra-
struktur in der Nähe, kleinräumige Funk-
tionsmischung, ÖPNV-Erschließungsqua-
lität wichtiger alltäglicher Ziele sowie die
Aufenthaltsqualität auf öffentlichen Stra-
ßen und Plätzen.

Der zur Zeit überwiegend verfolgte Weg
zur Verringerung der Autonutzung besteht
in einer Förderung des ÖPNV und einer
teilweise gesteuerten Verringerung inner-
städtischer Stellplatzangebote für Berufs-
pendler. Diese Strategie baut auf das in
der Regel gute ÖPNV-Angebot zu den Be-
rufsverkehrszeiten, ferner die in den Ver-
kehrsspitzenzeiten durch Stau verlänger-
ten Autoreisezeiten sowie die relativ regel-
mäßige und daher gut kalkulierbare Fahr-
tenstruktur der Berufswege. Durch die
konsequente Anwendung dieses An-
satzes und eine über einen längeren Zeit-
raum konstante Verkehrspolitik konnte so
in einzelnen Städten wie Freiburg und 
Karlsruhe ein weiterer Anstieg des städti-
schen Autoverkehrsaufkommens verhin-

dert werden. Eine Reduzierung des Auto-
verkehrs auf ein stadtverträgliches Maß
wurde bisher jedoch nicht erreicht.
Versuche, den restriktiven Teil dieser „Pull-
and-push-Strategie“ zu erweitern und
Parkraumbewirtschaftung über den enge-
ren Innenstadtbereich hinaus auf die an-
grenzenden Wohn- und Mischgebiete
auszudehnen, stießen bisher auf erhebli-
chen Widerstand.

Neben angebotsorientierter Verkehrsinfra-
strukturplanung, einschließlich der Förde-
rung des Umweltverbundes, werden unter
anderem folgende Wege zur Erreichung
insgesamt stadtverträglicher Verkehrssy-
steme diskutiert und in ersten Versuchen
auch bereits realisiert:

Sperrung
Verkehrssperrungen sind, bezogen auf
einzelne Straßen, ein häufig angewende-
tes Mittel der Verkehrssteuerung. Die
Möglichkeit der Sperrung von ganzen
Stadtteilen wurde in Deutschland zur Ab-
wendung akuter gesundheitsgefährden-
der Immissionslagen eingeführt (Smog-
Verordnung). Daneben haben einige weni-
ge Städte (Aachen, Erfurt, Lübeck) zeitlich
befristete Sperrkonzepte für ihre Innen-
städte entwickelt. Während diese Kon-
zepte in Deutschland überwiegend an Ein-
sprüchen der Einzelhandelsverbände
scheiterten, sind sie beispielsweise in Ita-
lien fester Bestandteil der Verkehrspla-
nungspraxis. Die erzielten Autoverkehrs-
verringerungen sind, wie die Erfahrungen
der Stadt Bologna zeigen, deutlich höher
als die mit höherem finanziellen Aufwand
herbeigeführten Ergebnisse deutscher
„Pull-and-push-Konzepte“. Wie die Erfah-
rungen in Italien aber auch zeigen, ist die
Akzeptanz von Verkehrssperrungen an
bestimmte lokale Voraussetzungen ge-
bunden: offensichtliche Nichteignung der
gesperrten Gebiete für die Autoerschlies-
sung und eine hohe Straßenraumqualität.
Die häufigsten Anwendungsorte sind da-
her historische Altstädte.

Benutzervorteile
Eine besondere Regelungsform ist eine
bedingte Sperrung. Ausgenommen sind
Fahrzeuge mit umweltfreundlicher Technik
(Zufahrt bei Inversionswetterlagen nur mit
geregeltem Dreiwege-Katalysator, Zufahrt
nur für lärmgekapselte Lkw, Zufahrt nur
für Lkw bis 2,5 t Gesamtgewicht oder als
Logistikfahrzeug). Die Sperrung dient der
Reduzierung von Umweltbelastungen,
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während die gewährten Benutzervorteile
die Markteinführung neuer umweltfreund-
licher Techniken unterstützen. Deutliche
lokale Belastungsreduktionen sind, wie
die Erfahrungen der Stadt Heidelberg mit
der Einführung lärmgekapselter Lkw zei-
gen, besonders dann erreichbar, wenn
marktfähige Techniken vorliegen. Weniger  
gut geeignet ist das Modell der Benutzer-
vorteile bei komplexeren Problemstellun-
gen, wie bei der Reduzierung von Nut-
zungskonkurrenzen in öffentlichen Stra-
ßenräumen.

Verkehrsmarkt
Vornehmlich auf europäischer Ebene wird
eine Liberalisierung des Verkehrsmarktes
angestrebt. Die Städte sind davon durch
die „Regionalisierung des ÖPNV“ und
durch Begünstigungen des Straßengüter-
verkehrs mit deren teilweise widersprüch-
lichen Auswirkungen betroffen. Es sind
aber auch Maßnahmen zur Steuerung
kommunaler Teilverkehrsmärkte denkbar.
Mit direkter Wirkung auf den motorisierten
Individualverkehr könnten diese beispiels-
weise ein Parkraummarkt sein, der Son-
derparkvorrechte für Anwohner und Be-
triebe durch nutzungsorientierte Gebüh-
ren ersetzt, eine privatisierte Parkraumü-
berwachung oder die Einführung von
Road-pricing auf kommunalen Straßen. 

In Amsterdam, Kopenhagen und Stock-
holm werden marktwirtschaftlich orientier-
te Parkraumkonzepte bereits seit Jahren
mit Erfolg angewendet. Sie bedeuten vor
allem für die Anwohner einen wesentlich
höheren Preis für die Nutzung von Stra-
ßenparkplätzen. 

Verkehrssparende Stadtteile
Es ist Aufgabe der gesamtstädtischen und
regionalen Entwicklungsplanung, Zentrali-
tätsmuster zu schaffen, die möglichst we-
nig Verkehr erfordern, und Einrichtungen
mit hohem Publikumsverkehr an leis-
tungsfähigen ÖPNV-Knotenpunkten zu
konzentrieren. Nachhaltige Stadtteilpla-
nung soll ein verträgliches Miteinander
verschiedenartiger Nutzungen organisie-
ren, notwendigen Autoverkehr beruhigen
und distanzsteigernde Überzentralisie-
rung vermeiden. 

Der Quartierstyp der sogenannten Grün-
derzeitgebiete in innenstadtnaher Lage
gilt als Beispiel für einen überwiegend 
akzeptierten Stadtgrundriß mit deutlicher
Trennung privater und öffentlicher Räume,
mit hoher baulicher Dichte und überwie-
gend guter Infrastrukturversorgung, mit
gemischten Nutzungsstrukturen sowie
flexiblen, anpassungsfähigen Gebäude-
strukturen.

Diese Stadtteile sind begehrte Wohn- und
Arbeitsgebiete. Ihre Bewohnerinnen und
Bewohner praktizieren bei einem insge-
samt geringeren Verkehrsaufkommen sel-
tener einen autoorientierten Lebensstil als
die städtische Gesamtbevölkerung. Dies
zeigen vergleichende Untersuchungen
wie die Studie von Christian Holz-Rau
„Kleinräumige Analysen des Verkehrsver-
haltens” im Handbuch der kommunalen
Verkehrsplanung, Bad-Godesberg 1995.
Ausschlaggebend für dieses verkehrs-
sparende Verhalten sind die geringeren
Distanzen werktäglicher Wege.

Für diese Stadtteile sind relativ geringe
Stellplatzangebote auf den Privatgrund-
stücken wie auf den öffentlichen Straßen
und Plätzen charakteristisch, die deutlich
unterhalb der Stellplatznormen und auch
der aktuellen Nachfrage liegen. Daraus 
ergeben sich erhebliche Nutzungskonkur-
renzen im öffentlichen Straßenraum und
bei mangelnder Rahmensetzung auch
Verdrängungen schwächerer Nutzergrup-
pen. Zum Beispiel wird Kinderspiel auf der
Straße gefährdet und letztlich auch redu-
ziert.

Die überwiegend nicht gelösten oder zum
Nachteil schwächerer Nutzergruppenent-
schiedenen Nutzungskonflikte um öffent-
lichen Freiraum deuten auf die Notwen-
digkeit begleitender Regelungen hin. We-
sentlich ist die gegenseitige Abhängigkeit
von Baudichte, nutzungsneutralen Ge-
bäudeformen, öffentlichen Straßen- und
Platzräumen, die sowohl Erschließungs-
als auch Aufenthaltsfunktionen überneh-
men und gemischte Gebäudenutzungen
mit einer Konzentration publikumsinten-
siver Nutzungen in der Erdgeschoßzone.
Für die Neuplanung nachhaltiger Stadt-
teile scheint, wenn der Weg kleinteiliger
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Nutzungsmischung verfolgt wird, eine Ori-
entierung an den Qualitäten des städte-
baulichen Typs „Gründerzeitviertel“ erfor-
derlich zu sein. Damit bleiben aber auch
die oben beschriebenen Nutzungskon-
flikte im öffentlichen Straßenraum nicht
auf Altbaugebiete und Gründerzeitviertel
begrenzt.

Renaissance der Straße
Auch Stadtstraßen werden im Planungs-
verfahren häufig nur als bloßes Verbin-
dungselement behandelt. Beim Straßen-
entwurf werden überwiegend nur der
Durchfluß von Kraftfahrzeugen und weni-
ger lokale Nutzungsanforderungen be-
rücksichtigt. So entsteht besonders in
Neubaugebieten oft der Eindruck, als ob
Straßenraum als Restgröße ohne eigene
Bestimmung, die sich zufällig aus einer auf

das einzelne Gebäude konzentrierten Op-
timierung von Architekturentwürfen ergibt,
betrachtet würde. 

Dieser Stadtplanungspraxis entspricht in
gewisser Weise auch das Straßen- und
Bauordnungsrecht.Gemeindestraßensind
dem Gemeingebrauch gewidmet. In den
Grenzen straßenverkehrsrechtlicher An-
ordnungen besteht ein allgemeines Nut-
zungsrecht für jedermann. Diese sind
überwiegend  den Anforderungen des Kfz-
Verkehrs angepaßt. Um eine „Übernut-
zung” der Straßen durch abgestellte Kfz
zu verhindern, wurde bereits Ende der
30er Jahre (noch vor einer tatsächlich vor-
handenen Massenmotorisierung) eine
Stellplatzbaupflicht für private Bauherren
eingeführt. Sie wird nach wie vor damit
begründet, daß neue bauliche Anlagen Ur-
sache zusätzlichen Autoverkehrs und 
zusätzlicher Stellplatznachfrage seien, für
die auf dem Baugrundstück Vorsorge ge-
troffen werden müsse. Diese Regelungs-
form ist nicht zwingend. Es wäre auch
möglich, die Stellplatznachweispflicht, wie
etwa in Japan, dem Autokäufer aufzuerle-
gen oder den Autokauf zusätzlich zu be-
steuern wie in Dänemark.

Folge der in Deutschland praktizierten in-
direkten Regelung ist ein überwiegend ge-
ringes Bewußtsein für Flächenbedarf und
Kosten des Parkens. Neubauquartiere 
mit höheren Baudichten und geringeren
Parkplatzangeboten oder höheren Stell- 
platzkosten stoßen auf Ablehnung. Die Er-
füllung der Stellplatznormen zieht gerin-
gere Baudichten nach sich. Der Gemein-
gebrauch der Straße wird de facto als 
Dauerparkrecht mißinterpretiert. Die durch
die Stellplatznachweispflicht erzeugte An-
gebotserweiterung stimuliert weiteren Au-
tobesitz, der eine Nachfrage nach zusätz-
lichem Straßenraum nicht nur vor den
Neubaugrundstücken, sondern im ganzen
Quartier erzeugt. In Altbaugebieten über-
lagert sich die Nachfrage dieses zusätzli-
chen fließenden Kfz-Verkehrs mit den 
örtlichen Parkraumdefiziten. Auch dort
wird der mit dem Rechtsbegriff des „Ge-
meingebrauchs“ umschriebene allgemei-
ne Nutzungsanspruch unter dem Druck
der Motorisierung weitgehend auf Auto-
verkehrsnutzungen reduziert. 

Es sind daher sowohl für die Stabilisie-
rung vorhandener Innenstadtquartiere als
auch für neu zu planende nachhaltige
Stadtteile Rechtsgrundlagen, Instrumente
und Maßnahmenbündel zu entwickeln, die
neue Chancen eines echten Gemeinge-
brauchs der Straßen eröffnen und damit
eine Rückgewinnung von Urbanität er-
möglichen. Dies können Städte nicht al-
lein leisten, dazu ist auch eine Änderung
der Rahmenbedingungen erforderlich. Al-
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lerdings kann mit kleinen Maßnahmen vor
Ort begonnen werden, die zeigen, daß we-
niger autoorientierte Lebensstile möglich
und akzeptiert sind.

In dem Materialienband werden auf der
Basis umfangreicher empirischer Erhe-
bungen am Beispiel eines innenstadtna-
hen Wohn- und Mischgebiets mit ge-
schlossener Blockrandbebauung drei We-
ge dargestellt, die auch bei den bestehen-
den Rahmenbedingungen einen Beitrag
zur Verbesserung der Freiraumangebote  
in Gründerzeitvierteln mit erheblichen
Stellplatzdefiziten leisten können und
dennoch eine akzeptable Parkraumsitua-
tion für die Anwohner beibehalten:

„Mehrfachnutzung öffentlicher
Straßenräume“
Empfohlen wird die Einrichtung von Fuß-
gängerbereichen,dieüberwiegendderVer-
besserung des Wohnumfelds, der Spiel-
möglichkeiten auf der Straße und der Auf-
wertung vorhandener Plätze dienen. In
diesen Fußgängerbereichen soll nachts
das Parken von Anwohnern erlaubt sein.
Soweit am Tage noch ausreichende Stell-
platzreserven bestehen, ist diese Maß-
nahme für  motorisierte Anwohner „bilanz-
neutral”. Auf diese Weise kann mehr
Aufenthaltsqualität geschaffen werden,
ohne die Parksituation zu verschlechtern.
Zugleich kann mit diesen Fußgängerberei-
chen der Durchgangsverkehr beeinflußt
werden. 

„Wohnumfeldorientiertes Car-Sharing“
Neben einer besseren Organisation der
Nutzung öffentlichen Straßenraums ist
mittel- und langfristig eine Verringerung
der Motorisierung erforderlich. Dies ist
auch freiwillig möglich. Maßnahmen zur
Förderung des Car-Sharing sollten mit
Straßenraumgestaltung verbunden wer-
den. Dazu sollen Straßenbereiche „teilent-
widmet” und öffentliche Plätze geschaffen
werden, die jeweils eine Car-Sharing-Sta-
tion mit Raum für vier Fahrzeuge erhalten,
und auf denen in dem Umfang Flächen für
Kommunikation, Aufenthalt, Spiel, Bäume
und sonstige Bepflanzung eingerichtet
wie Autos abgeschafft werden. Diese neu-
en Plätze werden als zentrales Element ei-
ner lokalen Werbekampagne „Bäume
durch Car-Sharing“ verstanden.

„Mehrfachnutzung gewerblicher priva-
ter Parkierungsanlagen“
Zur Verbesserung des Freiflächenange-
bots in den Blockinnenbereichen sollten
die dort vorhandenen Parkstände um
50 Prozent reduziert werden. Der Aus-
gleich des dadurch vor allem nachts ent-
stehenden Defizits soll durch Mehrfach-
nutzung gewerblicher Parkierungsanlagen
erfolgen. Voraussetzung dafür sind ver-

tragliche Vereinbarungen über Anwohner-
parkrechte und Preisgleitklauseln.

Eingeordnet sind diese Maßnahmen in ei-
nen Masterplan zur Straßenraumgestal-
tung, der vorrangig an den Anforderungen
einer kinderfreundlichen Umwelt orientiert
ist (Vernetzung von Spielgelegenheiten,
Schulwegsicherung usw.). Mit einer Park-
raumbilanz wurde nachgewiesen, daß mit
zeitversetzten Nutzungen und ökonomi-
scher Flächeninanspruchnahme erhebli-
che Wohn- und Arbeitsumfeldverbesse-
rungen ohne negative Auswirkungen auf
die Parkmöglichkeiten zu realisieren sind. 

Die besonders bei kleinräumigen Park-
raumuntersuchungen häufig vorherr-
schenden statischen Betrachungsweisen
konnten hier überwunden werden. In
Szenarien zur strukturellen Entwicklung der 
Untersuchungsgebiete wurden die zu
erwartende Motorisierung und die maxi-
male Stellplatznachfrage ermittelt und den
Stellplatzangeboten gegenübergestellt,
die bei einem fairen Kompromiß mit den
Belangen der Freiraumnutzung verblei-
ben. Die oben genannten Projekte erga-
ben wesentliche Potentiale zur Minderung
von Nutzungskonflikten und zum Aus-
gleich von Bilanzungleichgewichten.

Die Umsetzung dieser Planungen ist in 
einem Altbauquartier ohne die Akzeptanz
der Bewohnerinnen und Bewohner nicht
denkbar. Es wurde daher ein modularer
Aufbau der Planungen gewählt, der zwar
einen Zeitrahmen enthält, aber an die ört-
lichen Bedürfnisse angepaßt werden
kann. Der Lernprozeß kann in mehreren
Schritten erfolgen. Zugleich sind die Er-
fahrungen mit einzelnen Planungselemen-
ten (z.B. wohnumfeldorientierte Fußgän-
gerbereiche, „platzbildende“ Car-Sharing-
Stationen) auf andere Projekte übertrag-
bar.

Die Ergebnisse wurden mit allen am Berli-
ner Planungsprozeß Beteiligten diskutiert
und werden als Grundlage für die prakti-
sche Umsetzung der auf den Straßenraum
bezogenen Stadterneuerung im Berliner
Bezirk Prenzlauer Berg dienen. 

Das Vorhaben wurde in einer Arbeitsge-
meinschaft des Deutschen Instituts für Ur-
banistik mit der Gesellschaft für ange-
wandte Stadt- und Strukturforschung
GbR (KommunalData) entwickelt.
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Die Mischung städtebaulicher Funktionen
als stadtentwicklungspolitisches Leitbild
hat in der gegenwärtigen neuen Phase
gesamtstädtischer Entwicklungsplanung 
einen hohen Stellenwert: Großes Gewicht
wird unter anderem auf die stadträumliche
Verflechtung von Wohnen, Arbeit, Politik,
Bildung sowie Kultur gelegt. Wie Berlin 
im Rahmen seines Flächennutzungsplans
von 1994 orientieren auch andere Groß-  
städte wie Frankfurt am Main, Hamburg,
München oder Heidelberg ihre Stadtent-
wicklungskonzepte an Leitzielen der
Funktionsmischung und Verdichtung. 

Untersuchungsauftrag und 
Arbeitsschritte
In der Untersuchung „Entwicklung neuer
Funktionsmischung in Berlin“ ging es vor
allem darum, die im Flächennutzungsplan
von 1994 neu dargestellten „Gemischten
Bauflächen” M2 in ihrer Größenordnung
und Potentialität zu erfassen. Darüber hin-
aus sollten die Tragfähigkeit des Konzepts
Funktionsmischung weiter geprüft und
Umsetzungsstrategien entwickelt werden.
Die Untersuchungsergebnisse gründen
sich auf mehrere Arbeitsschritte: 

■ eine Analyse zum Stand der Fachdis-
kussion, 

■ eine Umfrage in deutschen Städten zur
Planung und Realisierung funktionsge-
mischter Quartiere, 

■ die Ermittlung der Integrationsfähigkeit
und Mischungseignung gewerblicher
Nutzungen anhand von Berliner Daten
und Erfahrungswerten, 

■ die quantitative und qualitative Unter-
suchung der Berliner M2-Flächen nach
räumlicher Verteilung und Entwick-
lungspotentialen,

■ eine Analyse restriktiver Bedingungen
am Beispiel von drei in Umsetzung 
befindlichen Bauvorhaben mit unter-
schiedlichen stadträumlichen und pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen so-
wie 

■ Diskussionen im Rahmen eines Exper-
ten-Workshops zum Austausch von
Praxiserfahrungen mit Programmen, In-
strumenten und Organisationsformen.

Funktionsmischung in der 
Fachdiskussion
Die Auswertung veröffentlichter Untersu-
chungs-, Diskussions- und Erfahrungsbe-
richte zeigt, daß einige wichtige Aspekte
noch zu wenig Beachtung finden. Dazu
gehören die räumliche Betrachtungsebe-
ne, die Zeitdimension, der informelle Sek-
tor sowie Lücken im empirischen Wissen.
Deutlich fehlen bisher Untersuchungen
zur Entwicklung der Nutzungen in Stadt-
teilen über größere Zeiträume, so daß vie-
le Argumente und Vorschläge zur Funk-
tionsmischung auf Plausibilitätsannah-
men und vereinfachten Bilanzierungen be-
ruhen.

Neue Mischungskonzepte werden vor al-
lem im Rahmen von Stadterweiterungen,
großflächigem Stadtumbau und der Wie-
dernutzung von brachgefallenen Flächen
und Gebäuden verfolgt, wobei sich Stra-
tegien und Maßnahmen je nach städti-
schem Entwicklungszusammenhang un-
terscheiden. Im Bestand stehen Stabili-
sierung und Erhaltung funktionsgemisch-
ter City-Bereiche im Mittelpunkt mit der
besonderen Aufgabe der Sicherung von
Wohnnutzung. Bei der Umstrukturierung
und Wiedernutzung brachgefallener Indu-
strie- und Konversionsflächen sowie
Großinfrastrukturen (Industrie-, Zechen-,
Hafen-, Schlachthof-, Bahn- und Militär-
flächen)geht es vor allem um die Entwick-
lung einer standortadäquaten Nutzungs-
mischung. Im Neubau kommt bisher meist
nur das engere Mischungsspektrum von
Wohnen, Nahversorgung und Arbeiten
zum Tragen, das nur in Ausnahmefällen
auch mit sozialkulturellen und anderen
Angeboten verbunden ist. Bei Konzepten
zur Revitalisierung von Großsiedlungen
wird vor allem auf die nachträgliche Inte-
gration von bis dahin fehlenden Nutzun-
gen wie Zentrumsfunktionen und Dienst-
leistungen gesetzt.

Gebiets- und Projektbeispiele in 
anderen deutschen Städten
Die Umfrage zu funktionsgemischten 
Gebiets- und Projektbeispielen in zwanzig
deutschen Städten bestätigt die wach-
sende Bedeutung des Leitziels Funktions-
mischung bei der Planung neuer Stadt-
quartiere. Zehn Fallbeispiele aus neun
Städten wurden genauer untersucht und
dokumentiert. 
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Dabei handelt es sich um drei Neuplanun-
gen auf bis dahin unbebauten Flächen:

■ München-Arabellapark, 
■ Freiburg-Rieselfeld, 
■ Falkensee-Falkenhöh

und um sieben neue Quartiere auf Um-
strukturierungsfläche: 

■ München-Riem, 
■ Tübingen-Französisches Viertel, 
■ Bottrop-Prosper III, 
■ Hannover – Pelikan-Viertel,
■ Duisburg – Innenhafen, 

davon zwei auf Flächen, bei denen es
auch zu großen Teilen um den Erhalt be-
stehender Nutzungen geht, 

■ Hamburg-Harburg – Binnenhafen, 
■ Ludwigshafen – Rheinufer-Süd. 

Konzeption und Ausgangslage variieren
bei den Fallbeispielen erheblich; allein die
Größenordnung der Flächen schwankt
zwischen zehn und 556 Hektar.

Sowohl der Stand der Fachdiskussion als
auch die Umfrageergebnisse aus anderen
deutschen Städten machen deutlich, daß
die thematisierten Funktionsmischungs-
konzepte hinsichtlich der Art der bisheri-
gen Nutzungsmischung weiterhin eher
traditionell angelegt sind und keine quali-
tativ neuen Ansätze aufweisen. Generell
ist ein Trend zu eher großmaßstäblichen
Mischstrukturen auf Quartiersebene er-
kennbar. Die in vielen Beispielprojekten
geplante oder in Teilen bereits realisierte
Funktionsmischung bewegt sich überwie-
gend im herkömmlichen Rahmen der Mi-
schung von Wohnen, Nahversorgung, so-
zialer Infrastruktur sowie Büro- und
Dienstleistungsnutzung. Die Kategorie
„neu“ bezieht sich im wesentlichen auf
veränderte Betriebsstrukturen, auf ge-
wachsene Anteile tertiärer Nutzungen, auf
gewandelte Standortprofile, auf die neuen
Lebensstile der privaten Haushalte sowie
auf veränderte Marktchancen und Hemm-
nisse.

Mischungseignung und Integrations-
fähigkeit gewerblicher Nutzungen
Unter den Aspekten Verträglichkeit, Maß-
stäblichkeit und Zulässigkeit wurden für
einzelne Wirtschaftssektoren Annahmen
zu vertretbaren Betriebsgrößen getroffen;
auf dieser Grundlage ließ sich pauschal
errechnen, daß theoretisch rund 45 Pro-
zent aller bestehenden Arbeitsplätze in
Berlin für eine „feinkörnige” und zusätzlich  
noch einmal 25 Prozent für eine „grobkör-
nige” Mischung geeignet sind. Das ergibt
insgesamt 70 Prozent aller Arbeitsplätze.
Dabei entfällt mit fast drei Viertel der

Hauptanteil auf den Dienstleistungssek-
tor. Eine Verknüpfung der ermittelten Ar-  
beitsplatzzahl mit Erfahrungswerten hin-
sichtlich des Flächenbedarfs je Arbeits-
platz in den einzelnen Sektoren ergibt ein
überschlägiges Flächenpotential von
26,5 Mio m² Bruttogeschoßfläche (BGF)
für feinkörnige Mischung im Block und
von 42,5 Mio m² BGF für grobkörnige Mi-
schung im Quartier. Der durchschnittliche
Flächenbedarf pro Arbeitsplatz beträgt
33 m² BGF. Daraus folgt, daß bei einem
Verhältnis von 73,5 Prozent   (BGF Gewer-
be) zu 26,5 Prozent (BGF Neubau-Woh-
nen) die Zahl der Arbeitsplätze etwa der
Zahl der Erwerbstätigen unter der Wohn-
bevölkerung entsprechen müßte.

Stadträumliche Verteilung und Neu-
bauflächenpotentiale der M2-Flächen
Die gemischten M2-Bauflächen des Berli-
ner Flächennutzungsplans (FNP) von 1994
sind als Flächen mit mittlerer (gegenüber
den M1-Flächen mit hoher) Nutzungsin-
tensität und -dichte definiert und entspre-
chend der Kategorien der BauNVO als
Mischgebiet (MI) charakterisiert. Insge-
samt wurden im FNP ’94 knapp 3 500 Hek-
tar M2-Flächen ausgewiesen, die sich auf
sehr unterschiedliche städtische Situatio-
nen beziehen. Nach der räumlichen Vertei-
lung betreffen sie im wesentlichen die

Difu-Berichte 3/1997 7

Gebiet Lage in Gebiets- Planungstyp
der Stadt größe (ha)

Quartier Innenstadt 5 Neuplanung
Spittelmarkt

Potsdamer/ Innenstadt 95 Neuplanung
Leipziger Platz

Siemensstadt – Umfeld eines 55 Neuplanung/
Paulsternstraße Ortsteilzentrums Umstrukturierung

Gewerbepark Umfeld eines 15 Umstrukturierung
Am Borsigturm Ortsteilzentrums

Wissenschafts- Umfeld eines 420 Umstrukturierung
und Technologie- Ortsteilzentrums
stadt Adlershof

Neue Vorstadt nordöstlicher 98 Neuplanung
Karow-Nord Stadtrand

Neue Vorstadt nordöstlicher 51 Neuplanung
Französisch Stadtrand
Buchholz

Rudower Felder südlicher 45 Neuplanung
Stadtrand

Wasserstadt Umfeld eines 206 Neuplanung/
Oberhavel Ortsteilzentrums Umstrukturierung

Rummelsburger Innenstadtrand 130 Neuplanung/
Bucht Umstrukturierung

Biesdorf-Süd Stadtrand 142 Neuplanung

„Alter Schlachthof“ Innenstadtrand 50 Neuplanung/
Eldenaer Straße Umstrukturierung

Stadtteilzentrum östlicher Stadtrand 31 Revitalisierung 
Hellersdorf einer Großsiedlung

Marzahner östlicher Stadtrand 36 Revitalisierung 
Promenade einer Großsiedlung

Gebietsbeispiele für 
Funktionsmischung in Berlin

Quelle: Baasner, Möller & Langwald; Deutsches Institut für Urbanistik



Außenbezirke und hierbei Neubauflächen.
Der räumliche Schwerpunkt liegt mit mehr
als der Flächenhälfte in den östlichen
Außenbezirken, wobei allein auf den Nord-
ostraum (Bezirke Pankow und Weißensee)
650 Hektar entfallen und damit ein
Flächenanteil größer als die M2-Flächen in
allen westlichen Außenbezirken darge-
stellt ist.

Um die Neubaupotentiale auf M2-Flächen
genauer abschätzen zu können, wurde 
eine Kategorisierung nach idealtypischen
städtebaulichen Situationen vorgenom-
men. Bei der Unterscheidung nach Be-
standsflächen mit geringem Entwick-
lungspotential, Flächen für Ergänzung und
Weiterentwicklung mit mittlerem Entwick-
lungspotential und Neubauflächen mit ho-
hem Entwicklungspotential fällt auf, daß
Schwerpunkte bei der Bestandssicherung
in den westlichen Innenstadtbezirken und
Schwerpunkte der Neuentwicklung in den
östlichen Außenbezirken liegen.

Schlußfolgerungen und Empfehlungen
Das Leitbild nutzungsverflochtener und
dichter Stadtstrukturen erfordert die For-
mulierung von konkreten Leitzielen nicht
nur für städtische Teilräume, sondern
auch für die Gesamtstadt und die Region.
Die Komplexität des Ziels Funktionsmi-
schung, die Vielfalt der Aufgaben sowie
die Vielzahl der beteiligten Akteure ver-
weisen auf die große Bedeutung beglei-
tender und die Umsetzung von Mi-
schungskonzepten stützender Strategien
der Kooperation, Beratung und systema-
tischen Vermarktung. Ein neu zu schaffen-
des Monitoring-System könnte in diesem
Zusammenhang dazu beitragen, mi-
schungsrelevante Entwicklungen in der
Stadt laufend zu beobachten, exemplari-
sche Verfahren zu recherchieren und Mo-
dellvorhaben vorzubereiten.

Es besteht weitgehend Konsens darüber,
daß das planungsrechtliche Instrumenta-
rium der Realisierung von Funktionsmi-
schung grundsätzlich nicht im Wege steht
und daß es noch offensiver genutzt wer-
den kann. Konsens besteht in der Fachöf-

fentlichkeit weiter darüber, daß ohne den 
Einsatz ergänzender Instrumente, wie ver-
tragliche Regelungen, die Bauleitplanung
mit einer Strategie der Funktionsmischung
überfordert ist.

Im Rahmen einer vorsorgenden kommu-
nalen Liegenschaftspolitik geht es vor al-
lem darum, Schlüsselgrundstücke für
Funktionsmischung zu sichern und auch
in Berlin die strategischen Möglichkeiten
kommunalen Grundbesitzes durch ent-
sprechende planerische Festsetzungen
wie unterschiedliche Strategien der Par-
zellierung (kleinteilig und bei entsprechen-
dem Engagement des Investors auch
größerem Grundstückszuschnitt) oder In-
vestorenwettbewerbe offensiver zu nut-
zen. 

Die von vielen Seiten geforderte Flexibilität
und Offenheit (städte)baulicher Strukturen
stößt im Neubau auf erhebliche praktische
Probleme wegen unterschiedlicher Anfor-
derungen für Büro- und Wohnraum, die
zusätzliche Planungs- und Realisierungs-
kosten verursachen. Positive Erfahrungen
konnten bisher fast nur bei der Umnut-
zung gewerblicher Bestandsbauten ge-
wonnen werden. Dennoch erscheint es
wünschenswert, auch bei Neubauten in
Einzelfällen abhängig von Standorteig-
nung und (längerfristigen) Nachfragepo-
tentialen punktuell Flexibilität von Grund-
rissen in die Planung einzubeziehen. Dies
stößt allerdings bei hochverdichteten und
hochspezialisierten Baustrukturen schnell
an Grenzen.

Insgesamt bestätigen die Untersuchungs-
ergebnisse die Schlüsselfunktion der
Branchengruppen des Einzelhandels und
konsumnaher Dienste für die Nutzungsmi-
schung von Arbeiten und Wohnen, wobei
sich hierfür vor allem Innenstadt- und 
Innenstadtrandgebiete eignen. Mit der 
architektonischen und städtebaulichen
Qualität steht und fällt die Integrierbarkeit
nicht nur von Büronutzung, sondern auch
von verarbeitendem Gewerbe, das aber
bei der Entwicklung von Mischgebieten
keine tragende Rolle spielen kann.
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Branchengruppe „feinkörnige Mischung“ „grobkörnige“ Mischung

Verarbeitendes Gewerbe/ zwei Herangehensweisen: 1-19 Mitarbeiter/innen, d.h.: Kleinbetriebe aller Wirtschafts-
Baugewerbe a) 1-19 Mitarbeiter/innen, d.h., es wird eine Integration aller zweige (ohne Gewinnung und Verarb. von Rohstoffen) so-

Kleinbetriebe (ohne Gewinnung und Verarbeitung von Roh- wie 1-199 Mitarbeiter/innen bei einer Auswahl mischungs-
stoffen) gesehen verträglicher Betriebe
b) eigene restriktive Auswahl mischgebiets-verträglicher Klein-
betriebe mit 1-19 Mitarbeiter/innen [Mittelwert aus a) und b)]

Einzelhandel 1-49 Mitarbeiter/innen, bei größeren Einheiten kann von „großflächigem Einzelhandel“ ausgegangen werden (MK,SO)

Verkehr- und Nachrichtenübermittlung 50 Prozent der Arbeitsplätze werden pauschal als „mischungsfähig“ angesehen. Eine differenziertere Bewertung ist nicht 
möglich, da sich das Personal zu großen Teilen aus Verwaltung (mischungsfähig) und Fahrpersonal (Zuordnung 
problematisch) zusammensetzt.

Dienstleistungen 1-99 Arbeitsplätze, da ansonsten die Maßstäbe auf Blockebene keine Größenbeschränkung
gesprengt werden

Weitere Informationen:
Dr.- Ing. Heidede Becker

Telefon: 030/39001-298
Dipl.-Soz. Robert Sander

Telefon: 030/39001-267

Bestellung:
siehe Bestellschein

Mischungsverträgliche Betriebe
nach Mitarbeiterzahl

Quelle: Baasner, Möller & Langwald; Deutsches Institut für Urbanistik 



Seit Jahren wird in Berlin über die Neuge-
staltung des Berliner Schloßplatzes disku-
tiert. Soll der Palast der Republik saniert
oder das ehemalige Stadtschloß wieder
aufgebaut werden? Kann man angesichts
leerer Staatskassen die Realisation priva-
ten Investoren überlassen?

Diese und ähnliche Fragen standen vom
29. August bis zum 2. September 1997 im
Mittelpunkt einer öffentlichen „Perspekti-
venwerkstatt“, die vom Londoner Archi-
tekturbüro John Thompson & Partners
und der Berliner MATCH-Entwicklungsbe-
ratung unter Schirmherrschaft der Berliner
Senatsbauverwaltung ausgerichtet wur-
de.

Dieses in Amerika und England langjährig
erprobte Beteiligungsverfahren ist für die
deutsche Planungskultur in dieser Form
noch neu. Es wurde in Deutschland be-
reits zweimal zuvor in der Großsiedlung
Berlin-Hellersdorf und von der Stadt Lud-
wigsfelde durchgeführt. Im Rahmen der
„Perspektivenwerkstatt“ wurde es in Ber-
lin-Mitte parallel zu der von Prinz Charles’s
Londoner Architekturinstitut durchgeführ-
ten Sommerakademie mit dem Titel „Prin-
ce of Wales’s Urban Design Task Force“
eingesetzt.

Die „Perspektivenwerkstatt“ findet über-
wiegend an verlängerten Wochenenden
statt und bietet so die Möglichkeit eines
kurzfristigen und kompakten Vorgehens.
Auf diese Weise ist eine schnelle Entwick-
lung von Lösungsstrategien möglich.

In einer „Perspektivenwerkstatt“ werden –
und dies ist das Neue daran – bekannte
Elemente und Arbeitsweisen in einer bis-
her unbekannten Form systematisch so
gebündelt,daßeinkonsens- und ergebnis-
orientierter Arbeitsprozeß mit dem Gewinn
neuer Handlungsperspektiven möglich ist.
Dies gelingt durch

■ offene Beteiligungsangebote zur Erar-
beitung möglichst vielfältiger, tatsäch-
lich innovativer Ideen, die sich an den
Bedürfnissen und Ideen der Bevölke-
rung, von Entscheidungsträgern, Inve-
storen und anderen Interessenten aus-
richten,

■ detaillierte Vorbereitung – kompakte
Durchführung,

■ Leitung durch ein interdisziplinäres,
neutrales Werkstatt-Team,

■ ganzheitliche Vorgehensweise,

■ umfassende Visualisierung.

Seit rund zehn Jahren fördert Prinz Char-
les im Rahmen der englischen Communi-
ty Planning Bewegung öffentliche, trans-
parente und bürgernahe Planungsdiskur-
se. Vor diesem Hintergrund ist auch sein
Grußwort für die im September neu er-
schienene Publikation „Perspektiven-
werkstatt“ zu sehen. Erstmalig für den
deutschsprachigen Raum wird damit eine
vollständige und systematische Beschrei-
bung des „Community Planning Wee-
kend“ gegeben, mit deren Hilfe sich Auf-
traggeber, Anwender und Moderatoren
mit dieser Methode und ihren Hintergrün-
den vertraut machen können.

Die „Perspektivenwerkstatt“ ist eine inter-
aktive Planungsmethode. Sie baut auf die
tatkräftige Mitwirkung der Bürger, Ent-
scheidungsträger, Wirtschafts- und Ver-
waltungsexperten, die sich an der Umge-
staltung ihres eigenen Lebensumfelds
oder der Lösung eines städtischen Pro-
blems beteiligen. Betroffene und Interes-
sierte werden in den Planungsprozeß ak-
tiv einbezogen. Der Weg vom Problem zur
Lösung wird erlebbar und nachvollziehbar.

Gerade in festgefahrenen Situationen, in
denen schon vielfältige Lösungskonzepte
diskutiert wurden, ohne daß sich bisher
tatsächlich viel bewegte, kann mit der
„Perspektivenwerkstatt“ oftmals ein
Durchbruch erzielt werden, denn die Lei-
tung und Moderation des Verfahrens liegt
in den Händen eines neutralen Teams. Es
entsteht ein Gefühl der Gemeinsamkeit,
wodurch verhärtete Fronten aufgelöst,
eingefahrene Denkweisen überwunden
und Grenzen überschritten werden kön-
nen. Probleme werden gemeinsam ange-
gangen und neu entwickelte Lösungen
von einem breiten Konsens der Teilnehmer
mitgetragen. Durch diese Methode wird
das Zustandekommen völlig neuer Lösun-
gen ermöglicht.

So kam es auch am Schloßplatz zu einem
bemerkenswerten Ergebnis: Unter der
Leitung einer Gruppe neutraler Fachleute
beschäftigten sich die 150 Berlinerinnen
und Berliner intensiv mit dieser an-
spruchsvollen Plaungsaufgabe. Gemein-
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Breite Sicht ist weite Sicht
„Perspektivenwerkstatt“ fördert
Bürgerbeteiligung an Berlins Schloßplatz

In Kooperation mit dem
„The Prince of Wales´s In-
stitute of Architecture“ in
London sowie als Service
für die deutschen Städte
und Gemeinden vertreibt
das Difu die aus dem Engli-
schen übersetzte Publika-
tion „Perspektivenwerk-
statt“ im deutschsprachi-
gen Raum.



sam erörterten sie Probleme, Qualitäten
und Perspektiven für das historische
Stadtzentrum. Die besondere Modera-
tionstechnik trug dazu bei, daß die Werk-
statt trotz sehr konträrer Ausgangsposi-
tionen mit einer gemeinsamen Schlußfol-
gerung, die die neutralen Fachleute zu
„Zehn Prinzipien für eine erfolgreiche Ent-
wicklung des Schloßplatzes“ verdichtet
hatten, endete.

Durch das Einnehmen eines neuen Stand-
punktes, der Menschen, Räume, Plätze,
Nutzungen und Aufenthaltsqualitäten in
den Mittelpunkt rückt, ließen sich emotio-
nale oder ideologisch begründete Konflik-
te über Einzelgebäude und -fassaden all-
mählich überwinden. Damit wurde ein
neuer, fruchtbarer Dialog über künftige
Nutzungsangebote, Zielgruppen und die
weitreichenden stadträumlichen Konse-
quenzen jeglicher Schloßplatzbebauung
eröffnet. Mit Hilfe von Planentwürfen, Ar-
chitekturzeichnungen und Cartoons wur-
den die gemeinsamen Ergebnisse exem-
plarisch in Städtebau und Architektur um-
gesetzt.

Die zehn Prinzipien beschreiben in erster
Linie einen realistischen Weg für eine
schrittweise Umsetzung. Damit kann man
den heutigen Qualitäten des Ortes gerecht
werden und das Zentrum im Hinblick auf
die Ausgestaltung einer neuen, gemein-
samen Hauptstadt sinnvoll ergänzen. In 
einem entscheidenden Aspekt bleibt die-
ses Konzept offen: Die Fragen nach einer 
angemessenen Architektur sowie nach
dem (teilweisen) Bestand des Palastes der
Republik und/oder des (teilweisen) Wie-
deraufbau des Stadtschlosses und/oder
der (Teil-)Bebauung mit zeitgenössischer
Architektur werden nicht vorab entschie-

den, sondern „diskutierbarer“ gemacht.

Die Präsentation der Ergebnisse dieses
Workshops und einer „Vision für das
Schloßplatz-Areal“ stieß auf breite Zu-
stimmung der teilnehmenden Öffentlich-
keit. Teilnehmerinnen und Teilnehmer der
Perspektivenwerkstatt bildeten trotz ihrer
unterschiedlichen Geschichts- und Archi-
tekturauffassungen ein neues Bündnis,
um die Resultate der Werkstatt weiterzu-
führen. Insbesondere sollen Planungspro-
zesse gefördert werden, die eine verstärk-
te Mitsprache öffentlicher Einrichtungen,
von Interessenverbänden und eine breite
Bürgerbeteiligung ermöglichen.

An dem Bündnis „Perspektive Schloß-
platz“ beteiligten sich unter vielen anderen
auch das Bezirksamt Berlin-Mitte, die
Humboldt-Universität zu Berlin und die
Zentral- und Landesbibliothek Berlin. Eine
Folgeveranstaltung findet am 20. Novem-
ber 1997 in der Humboldt-Universität zu
Berlin statt. Hier werden die Ergebnisse
des Verfahrens sowie der Werkstattbericht
vorgestellt.

Bundespräsident Roman Herzog würdig-
te in Anwesenheit von Bundesbauminister
Klaus Töpfer und Bausenator Jürgen Kle-
mann die Ergebnisse der Veranstaltung:
„Gut, wenn qualifizierte Leute von außen
kommen, um die hiesige Diskussion zu
befruchten. Mir gefällt, daß nicht zuerst
über Gebäude, sondern die Gestaltung
städtischer Räume nachgedacht wird.“
Auch die Perspektivenwerkstatt zog somit
keinen Schlußstrich unter eine Debatte,
sondern ebnete vielmehr neue Wege für
ein breit angelegtes Bündnis und dauer-
haftere Lösungen.
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Weitere Informationen:
Andreas von Zadow

Telefon: 030/326 50 12

Bestellung:
siehe Bestellschein
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Durch Energiesparen den
Kommunalhaushalt entlasten
Fachkongreß der kommunalen Energiebeauftragten

Einige deutsche Städte blicken bei der
Energieeinsparung in städtischen Gebäu-
den bereits auf eine lange Tradition zurück. 
Ihre positiven Erfahrungen bei der Umset-
zung kostensenkender Energiesparmaß-
nahmen im organisatorischen Bereich
sind inzwischen vielen kommunalen Ent-
scheidungsträgern bekannt. Dennoch
sind nicht in allen Städten, die aufgrund
der Höhe ihres Energieverbrauchs in Fra-
ge kommen, organisatorische Strukturen
und Zuständigkeiten vorhanden, die eine
systematische Erschließung der wirt-
schaftlichen Energiesparmaßnahmen er-
möglichen. 

Kommunales Energiemanagement ist die
systematische Erfassung und Bewertung
der Verbrauchsdaten bei Wärme- und 
Stromanwendungen in den Gebäuden
und Liegenschaften der Städte und Ge-
meinden. Sie zielt darauf ab, durch geeig-
nete organisatorische und technische
Maßnahmen den Verbrauch und die Ener-

giebezugskosten zu senken. Häufig wer-
den von den zuständigen Organisations-
einheiten (Energiebeauftragte oder umfas-
sende Stellen bei Hochbau- oder Um-
weltämtern) auch Wassersparmaßnah-
men einbezogen.

Die wesentlichen Grundvoraussetzungen
für ein funktionierendes Energiemanage-
ment in Kommunen sind:

■ die Schaffung von geeigneten organi-
satorischen Strukturen innerhalb der
Verwaltung, die ausreichend mit Kom-
petenzen und Sachmitteln ausgestattet
sind,

■ die kontinuierliche Verbrauchserfas-
sung und -abrechnung (Controlling) 
aller öffentlichen Gebäude und Einrich-
tungen,

■ die Planung, Steuerung und Umset-
zung von Energiesparmaßnahmen,

Quelle: Stadt Goslar 1996

Neuerscheinung in der 
Reihe „Umweltberatung
für Kommunen“

Bausteine des kommunalen Energiemanagements der Stadt Goslar



■ die Berichterstattung über Energiespar-
maßnahmen, Kosteneinsparungen und
ggf. Umweltauswirkungen.

Verwaltungen und parlamentarische Gre-
mien der Kommunen verfügen oft nicht
über ausreichende Informationen über die
umweltpolitische und wirtschaftliche Be-
deutung energiesparender Maßnahmen.
Die Energiedienststellen bzw. -beauftrag-
ten müssen deshalb in ihrer Arbeit eine
Reihe von organisatorischen, administra-
tiven und wirtschaftlichen Hemmnissen
überwinden. Aufgaben und Zuständigkei-
ten müssen definiert, Datenerhebung und
Informationsflüsse gesichert sowie Anrei-
ze und Finanzierungsmöglichkeiten er-
schlossen werden. Gebäudeverwaltende
OrganisationseinheitenbeiBund, Ländern
und Kommunen sind zu diesen Themen
seit Jahren aktiv und einige ihrer Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter in Fachgremien
organisiert (Arbeitskreise von Energiebe-
auftragten in den Ländern usw.). 

Der Fachkongreß der kommunalen Ener-
giebeauftragten dient nun dem bundes-
weiten Erfahrungsaustausch. Kristallisa-
tionspunkt dieser jährlichen Treffen ist das
„Kommunale Energiemanagement“, das
für Kommunen eine große Chance dar-
stellt, gleichzeitig Energie effizient einzu-
setzen und den Kommunalhaushalt zu
entlasten. Ziel der Veranstaltungen ist es,
Praktikern den Erfahrungsaustausch über
erfolgreich durchgeführte Maßnahmen zu
ermöglichen und damit zugleich das Inter-
esse weiterer Kommunen für die Nutzung
umweltschonender Sparmaßnahmen zu
wecken. Der Fachkongreß versteht sich
dabei als Fortbildungs- und Kommunika-
tionsveranstaltung. Neben Workshop-
Beiträgen erfahrener Expertinnen und Ex-
perten erhalten die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer umfassend Gelegenheit, ihre
Anliegen vorzutragen.

Trotz aller Schwierigkeiten gibt es sehr vie-
le ermutigende Beispiele für Maßnahmen
und Projekte, die kommunale Energiebe-
auftragte geplant, in die Wege geleitet und
erfolgreich durchgeführt haben. Solche
Beispiele werden jährlich auf dem Fach-
kongreß interessierten Kolleginnen und
Kollegen in einer umfangreichen Auswahl
parallel stattfindender Workshops vorge-
stellt und anschließend diskutiert. Es wer-
den durchdachte kreative Modelle vorge-
stellt, die gleichzeitig ökonomische und
ökologische Zielsetzungen verwirklichen.

Bisher wurden unter anderem folgende
Themen angeboten:

■ Aufbau des Energiemanagements, 

■ Instrumente der Verbrauchsanalyse
und -steuerung,

■ Finanzierungsmodelle für Energiespar-
maßnahmen,

■ technische Einsparmöglichkeiten bei
Beleuchtung und Heizung,

■ Einsatz von Gebäudeleittechnik,

■ Nutzung regenerativer Energiequellen,

■ Social-Marketing-Methoden.

Auf dem zweiten Fachkongreß der kom-
munalen Energiebeauftragten in Potsdam
trafen sich im Oktober 1996 mehr als 200
Experten aus Städten, Gemeinden und
Landkreisen.

Der Kongreß wurde gemeinsam von der
Landeshauptstadt Potsdam, der Bran-
denburgischen EnergiesparagenturGmbH
(BEA), dem Städte- und Gemeindebund
Brandenburg, dem Institut für kommunale
Wirtschaft und Umweltplanung, dem Kli-
ma-Bündnis der europäischen Städte/Ali-
anza del Clima e. V. und dem Deutschen
Institut für Urbanistik veranstaltet. Die
Märkische Energieversorgung AG (ME-
VAG), die Energieversorgung Potsdam
GmbH (EVP) und die Erdgas Mark Bran-
denburg GmbH (EMB) haben durch ihre fi-
nanzielle Unterstützung zum Gelingen die-
ser Veranstaltung beigetragen. 

Die Initiative der hessischen Energieagen-
tur und des  dortigen Umweltministeriums
vom Frühjahr 1995, durch den ersten
Fachkongreß in Frankfurt /Main einen 
stetigen kommunalen Erfahrungsaus-
tausch anzuregen, zeigt dauerhaft Erfolg.
Nach der zweiten Veranstaltung in der
Landeshauptstadt Potsdam trafen sich
auf Einladung der Landeshauptstadt Saar-
brücken am 23. und 24. Oktober 1997 die
kommunalen Energiebeauftragten zum
dritten Mal bundesweit. Das Deutsche In-
stitut für Urbanistik wird im Anschluß an
den Fachkongreß der kommunalen Ener-
giebeauftragten eine Dokumentation her-
ausgeben, die von Interessierten, denen
die Teilnahme nicht möglich war, über das
Difu bezogen werden kann.
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Weitere Informationen:
Dipl.-Pol. Carlo Kallen

Telefon: 030/39001-240

Bestellung der 
Dokumentation des 

zweiten Fachkongresses:
siehe Bestellschein
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„TAT-Orte“ 1997 ermittelt
Das Engagement dreier kleiner Städte, ei-
ner Gemeinde sowie einer Initiative aus
den neuen Bundesländern hat sich ge-
lohnt: Sie wurden beim diesjährigen Wett-
bewerb „TAT-Orte. Gemeinden im ökolo-
gischen Wettbewerb“ dafür prämiert, daß
sie durch Eigeninitiative, Phantasie und
Tatkraft beispielhafte Umweltideen in die
Tat umsetzen, die gleichzeitig auch eine
positive ökonomische und soziale Bedeu-
tung haben.

Der Wettbewerb richtet sich an alle kleinen
Gemeinden (bis 10 000 Einwohner) der
neuen Bundesländer – das heißt Verwal-
tungen, aber auch Initiativen aus diesen
Gemeinden. Es sollen umweltfreundliche
Vorhaben ausfindig gemacht werden, die
gleichzeitig ökonomisch und sozial be-
deutsam sind. Sie sollen zudem innovati-
ve Ideen mit persönlicher Verantwortung
verbinden und außerdem auf Gemeinden
mit ähnlichen Rahmenbedingungen über-
tragbar sein. Der Wettbewerb, der ge-
meinsam von der Deutschen Bundesstif-
tung Umwelt (Osnabrück) und dem Deut-
schen Institut für Urbanistik (Berlin) durch-
geführt wird, findet jährlich bis zum Jahr
2000 statt.

Die „TAT-Orte 1997“ sind ermittelt. Sie
wurden von einer unabhängigen Jury aus
insgesamt 80 Bewerbungen ausgewählt.
Die Zahl der Bewerbungen ist seit 1995,
dem Beginn der jährlich stattfindenden
Wettbewerbe, stetig gestiegen. Dies zeigt
nicht nur, daß der Bekanntheitsgrad von
„TAT-Orte“ deutlich zugenommen hat,
sondern auch, daß in den neuen Bundes-
ländern beeindruckend viele und viel-
fältige Maßnahmen im Umweltschutz er-
griffen werden. Dabei geraten auch die
Ziele des Wettbewerbs nicht aus dem
Blickfeld: Umweltfreundliche Projekte
werden mit ökonomischen und sozialen
Aspekten verknüpft.

Damit entsprechen sie – ganz im Sinne
der allseits geforderten Nachhaltigkeit –
gleichzeitig der Agenda 21, dem Aktions-
programm für das 21. Jahrhundert, das
auf der Weltkonferenz für Umwelt und Ent-
wicklung in Rio de Janeiro 1992 formuliert
wurde. Die wechselseitige Abhängigkeit
von ökologischer, sozialer und ökonomi-
scher Entwicklung wurde dort ebenso be-
tont wie die Interdependenz zwischen den

TAT-    rte. Gemeinden
im ökologischen Wettbewerb
Bekanntgabe der diesjährigen Preisträger

Anläßlich der Preisverleihung
im Hotel Bellevue der Landes-
hauptstadt Dresden hielten
Fritz Brickwedde, Generalse-
kretär der Deutschen Bun-
desstiftung Umwelt, und Prof.
Dr. Heinrich Mäding, Leiter
des Deutschen Instituts für
Urbanistik, die Eröffnungsre-
den.

Ove Claußen für die Scheune Bollewick – Arbeits-
und Ausbildungsinitiative Röbel e.V., Mecklenburg-
Vorpommern

Heinrich Jüttner für die brandenburgische 
Gemeinde Schöneiche (Landkreis Oder-Spree)

Heinrich Auerswald für die sächsische Gemeinde
Grünhain (Landkreis Aue-Schwarzenberg)

Dagmar Ziegler für die brandenburgische 
Gemeinde Lenzen (Landkreis Prignitz)

Gernot Krasselt für die sächsische Gemeinde 
Oederan (Landkreis Freiberg)



Kontinenten und die Verantwortung für
folgende Generationen. Weltweit  soll öko-
logischen, sozialen und ökonomischen
Zielen gleichwertig Geltung verschafft
werden. Städte, Gemeinden und Kreise
sind im Sinne einer nachhaltigen Entwick-
lung gefordert, eine Lokale Agenda 21 im
Dialog mit der Bevölkerung, gesellschaft-
lichen Gruppen und der Privatwirtschaft
zu erarbeiten und umzusetzen. Viele
Kommunen haben sich dieser Herausfor-
derung bereits gestellt und sind in den
Entwicklungsprozeß einer Lokalen Agen-
da 21 eingetreten, der entsprechend ihrer
spezifischen Situation vor Ort gestaltet
wird. „Nachhaltige Entwicklung“ und „Lo-
kale Agenda 21“ rücken damit immer
mehr ins Zentrum der aktuellen kommu-
nalen und öffentlichen Diskussion.

In den „TAT-Orten“ und bei fast allen Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern des Wett-
bewerbs werden viele der mit nachhaltiger
Entwicklung verbundenen Ziele bereits in
die Tat umgesetzt: beispielsweise eine
ökologisch orientierte Abwasserreinigung,
die für die ländliche Bevölkerung kosten-
günstiger sein kann als in herkömmlicher
Form; umweltschonende Energieversor-
gung, die gleichzeitig in der Region neue
Arbeitsplätze schafft, oder die Einbezie-
hung von Kindern und Jugendlichen in
Umweltaktivitäten vor Ort und damit eine
Erziehung zu umweltgerechtem Handeln. 

Prämierte und die vielen Teilnehmerinnen
und Teilnehmer beweisen, daß es nicht al-
lein die spektakulären Großprojekte sind,
mit denen entscheidende Beiträge zur
Verbesserung von Umwelt- und Lebens-

qualität geleistet werden können. Auch die
vielen kleinen Aktivitäten stellen wirkungs-
volle Lösungsansätze dar und sind in der
oft praktizierten Bündelung unverzichtbar,
wenn es darum geht, daß möglichst viele
Menschen Verantwortung für die Umwelt
übernehmen und lokal handeln.

Die Preisträger 1997
Am 31. August 1997 wurden im Rahmen
einer Festveranstaltung im Hotel Bellevue
in der Landeshauptstadt Dresden die Aus-
zeichnungen durch den Generalsekretär
der Deutschen Bundesstiftung Umwelt,
Fritz Brickwedde, und den Leiter des
Deutschen Instituts für Urbanistik, Profes-
sor Dr. Heinrich Mäding, überreicht. Ne-
ben einer Urkunde erhielten die Preisträ-
ger für ihre nachhaltigen Leistungen auch
nachhaltige Preise: eine reichbebilderte
Buchdokumentation und einen Videofilm,
die ausführlich die prämierten „TAT-Orte“
dokumentieren. Sie werden den Preis-
trägern in höherer Auflage zur Verfügung
gestellt. 

Anläßlich der Preisverleihung wurden
nicht nur die Videofilme über die Preisträ-
ger gezeigt, sondern auch eine Ausstel-
lung über die Wettbewerbsgewinner eröff-
net. Die Buchdokumentation wurde stark
nachgefragt. Sie soll auch dazu dienen,
andere Gemeinden und Initiativen zu mo-
tivieren und damit Mut zu eigenen Akti-
vitäten zu machen. Interessenten können
die Buchdokumentation beim Deutschen
Institut für Urbanistik  anfordern.

Die Preisträger 1997

„Die Scheune Bollewick – Arbeits- und
Ausbildungsinitiative Röbel e.V. 
Die Gemeinde Bollewick (440 Einwohner)
liegt südlich der Müritz in Mecklenburg-
Vorpommern nahe der Kleinstadt Röbel.
In Bollewick steht mit 125 Metern Länge
und 34 Metern Breite die größte Scheune
Norddeutschlands. Das 1881 aus Feld-
steinen erbaute Gebäude diente seit 1969
der Massentierhaltung. Nach der Wende
und dem Zusammenbruch der landwirt-
schaftlichen Produktion stellte sich für die
Gemeinde die Frage nach der weiteren
Nutzung der inzwischen zur Altlast gewor-
denen Scheune sowie der sie umgeben-
den Fläche. 

Die Idee, die Scheune für Messen, Märk-
te, Ausstellungen und Konzerte zu nutzen
und gleichzeitig Handwerksstätten unter-
zubringen, wurde entwickelt und in die Tat
umgesetzt, da das Gebäude sehr gute
Voraussetzungen für den Aufbau eines
überregionalen Zentrums für Kommunika-
tion und Handel unter Berücksichtigung
ökologischer Aspekte, insbesondere der
Herstellung und dem Vertrieb von umwelt-
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Die Scheune Bollewick – Zentrum mit
überregionaler Bedeutung
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freundlichen Produkten, bot. Zur Unter-
stützung dieses Vorhabens wurde 1991
der Verein „Arbeits- und Ausbildungsinitia-
tive Röbel e.V.“ gegründet, dessen Aufga-
be es ist, Arbeits- und Ausbildungsmög-
lichkeiten für die bisher in der Landwirt-
schaft tätige Dorfbevölkerung zu schaffen.
Als nächstes ist der Ausbau des nördli-
chen Scheunenbereichs zu einem Hotel
geplant. Die Aktivitäten in Bollewick zeigen
ihre Wirkung in der gesamten Region und
weit darüber hinaus: Mehr als 70 000 Be-
sucher seit 1994 zeugen vom Erfolg dieses
Konzepts.

„Das Besondere an unserem Projekt ist
aus meiner Sicht die Vielfalt der Ideen und
Initiativen, die sich unter dem Dach der
Scheune begegnen. Dies schafft über-
durchschnittliches öffentliches Interesse,
das den einzelnen Akteuren in der Scheu-
ne zugute kommt und darüber hinaus die
Attraktivität der Region verbessert.“, so
Bertold Meyer, Geschäftsführer des Ver-
eins und Bürgermeister von Bollewick.

Die Gemeinde Schöneiche
Die brandenburgische Gemeinde Schön-
eiche hat 9640 Einwohner, liegt im Land-
kreis Oder-Spree und grenzt an die 
Großstadt Berlin. Aufgrund seiner vielen
Waldflächen trägt Schöneiche zu Recht
den Namen „Waldstadt im Grünen“, den
der Ort bereits nach der Jahrhundertwen-
de als Luftkurort und Erholungsdomizil 
erworben hat. Dem Erhalt der Waldflächen
und der Luftqualität durch entsprechende
Ortsplanung sowie der Entwicklung natür-
licher agrarischer Nutzungsweisen, der
Belebung kultureller Angebote und der
Förderung eines umweltfreundlichen Tou-
rismus wird besonderer Wert beigemes-
sen. So hat eine Vielzahl von Einzelprojek-
ten zu einer umweltgerechten Entwicklung
von Schöneiche beigetragen. Ökologisch
orientiertes Bauen spielt dabei eine
bedeutende Rolle: Neben einem Niedrig-
energiehaus mit Modellcharakter ist die
Landhofsiedlung (Lehm-, Holzbauweise)
ein vorbildliches Beispiel für soziales und
zugleich umweltfreundliches Bauen und
Wohnen. Die Aktivitäten für eine ökolo-
gisch orientierte Entwicklung in Schönei-
che gehen gemeinsam von den Vereinen,
der Gemeindevertretung und einzelnen
Bürgern aus, auch die Kinder und Jugend-
lichen werden einbezogen. Dabei wird
nicht nur die Identifikation mit den Natur-
potentialen vor Ort erzielt, sondern auch
das Bewußtsein für den Umweltschutz ge-
fördert.

„Die große Herausforderung für uns – auch
im Interesse unserer Kinder und Enkel – ist
es, Natur und Landschaft, Umwelt und
Ökologie, Wirtschaft und Baupolitik, Denk-
malpflege und Tourismus, Lebensqualität

Ökologisch orientiertes Bauen – die Landhofsiedlung in Schöneiche

Der Fuchsturm in Grünhain bietet Raum für traditionelles Handwerk
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und Fortschritt, Vergangenheit und Zu-
kunft mit sozialer Gerechtigkeit und
Menschenwürde in Einklang zu bringen.“,
betont Heinrich Jüttner, Bürgermeister
von Schöneiche.

Die Stadt Grünhain
Die im sächsischen Erzgebirge gelegene
Berg- und Klosterstadt Grünhain mit ihren
2 700 Einwohnern war seit über einem
Jahrhundert Standort von Textil- und 
metallverarbeitenden Unternehmen. Die
umweltschädigende Wirtschaftsweise der
letzten Jahrzehnte, die Vernachlässigung
der örtlichen Infrastruktur und der darauf
folgende Zusammenbruch großer Indu-
striebetriebe stellten den Ort vor ökologi-
sche, wirtschaftliche und soziale Proble-
me. Ansiedlung von Gewerbe und In- 
dustrie, Umweltsanierung, Wohnungs-
neubau und -modernisierung sowie Er-
neuerung der städtischen Infrastruktur
sind heute die Voraussetzungen einer zu-
kunftsfähigen Entwicklung Grünhains, die
wirtschaftliche und soziale Aspekte mit
kommunalen Umweltaktivitäten verknüpft.
„Wir haben bisher in 99 Prozent der priva-
ten und öffentlichen Gebäude die Braun-
kohle ersetzt und die Industrieemissionen
durch moderne Reinigungstechnik stark
reduziert. Auch zur Reinigung der Abwäs-
ser wurde langfristige Vorsorge getroffen.
Über diese Fortschritte freuen wir uns
sehr!“, so Heinrich Auerswald, Bürger-
meister von Grünhain.

In Grünhain werden keine spektakulären
Umweltprojekte verfolgt. Vielmehr sind die
Anstrengungen von Kommune und Verei-
nen im Naturschutz und in der Land-

schaftspflege sowie bei der umwelt-
freundlichen Tourismusentwicklung der
Ausdruck eines in Grünhain selbstver-
ständlichen Umgangs der Menschen mit
Natur und Umwelt.

Die Pflege und Erhaltung von örtlichen
und regionalen Traditionen und Bräuchen
durch zahlreiche Vereine sowie das sozia-
le Engagement der Stadt und ihrer 
Einwohner zeugen vom ausgeprägten Ge-
meinschaftssinn der Bürger Grünhains.

Die Stadt Lenzen
Die brandenburgische Stadt Lenzen (2 538
Einwohner) liegt am nordwestlichen Rand
des Naturparks „Elbtalaue“. Zu DDR-Zei-
ten prägte die innerdeutsche Grenze zu
Niedersachsen die Region: Sie wurde als
Sperrgebiet ausgewiesen und der Zugang
zur Elbe war der Bevölkerung nur mit
staatlicher Sondergenehmigung erlaubt.
Damit  war eine Stagnation der wirtschaft-
lichen Entwicklung und somit auch der
Zerfall der Häuser und Bauwerke verbun-
den. Arbeitsmöglichkeiten boten aus-
schließlich die Landwirtschaft und die In-
dustriestadt Wittenberge. Gleichzeitig ent-
wickelte sich in der Schutzzone entlang
der Grenzanlagen ein Naturraum mit einer
wertvollen Flora und Fauna.

Nach der Wende war die Stadt von hoher
Arbeitslosigkeit bedroht. Gemeinsam er-
griffen die Stadt- und die Amtsverwaltung,
landwirtschaftliche Betriebe und die
Beschäftigungsgesellschaft, Umweltver-
verbände und Gewerbebetriebe die Initia-
tive, arbeits- und sozialpolitische Maß-
nahmen auf der Basis des ökologischen
Wirtschaftens umzusetzen. Die Wiederbe-
lebung der Region durch die Schaffung
von Arbeitsmöglichkeiten im Bereich der
Landwirtschaft, der Landschaftspflege,
der Tourismusentwicklung, der Stadt- und
Dorferneuerung und durch Gewerbean-
siedlung unter gleichzeitiger Berück-
sichtigung des Naturschutzes sind Ziele,
die in Lenzen angestrebt und in großen
Teilen bereits   erfolgreich umgesetzt wur-
den. „Diese Aktivitäten wollen wir für alle
sichtbar und erlebbar machen, um die
Menschen hier zu motivieren. Es kommt
darauf an, daß Entwicklung nicht nur
nötig, sondern im gemeinsamen Handeln
auch möglich ist.“, betont Dagmar Ziegler,
Bürgermeisterin von Lenzen.

Die Stadt Oederan
Die Stadt Oederan mit ihren fast 8 000 Ein-
wohnern liegt im sächsischen Landkreis
Freiberg, etwa 20 Kilometer von Chemnitz
entfernt im unteren Bergland des Osterz-
gebirges.

Der industriell geprägte Ort litt vor der
Wende unter gravierenden Umweltproble-

Das Filzfest in Lenzen – beeindruckende
Vielfalt
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men. Braunkohlengefeuerte Heizungen in
Industrie und Haushalten verursachten
enorme Luftbelastungen; Abwassereinlei-
tungen aus Textilbetrieben machten den
Hetzbach zum stinkenden Abwasserka-
nal. Die Altstadt mit ihren zahlreichen 
historischen Gebäuden war dem Verfall
preisgegeben. Die strukurellen Umwäl-
zungen in der Industrie stellten die Stadt
und ihre Bürgerinnnen und Bürger in den
zurückliegenden Jahren vor neue Heraus-
forderungen.

Mit Augenmaß und Sachverstand werden
nun die Weichen für eine zukunftsfähige
Entwicklung Oederans gestellt: die städ-
tebauliche Erneuerung der Innenstadt, 
eine geregelte Abwasserentsorgung, der
Ersatz von Braunkohle als Energieträger,
ein Solaranlagen-Modellprojekt im Wohn-
gebiet an der Freiberger Straße, die 
Ausstattung des Freibades mit Solarab-
sorbern zur Wassererwärmung und der
Aufbau eines Biotopverbundsystems zeu-
gen vom Wandel, der sich im Ort vollzo-
gen hat.

Da eine attraktive Stadt von den Men-
schen lebt, die hier wohnen und arbeiten,
wird in Oederan Wert auf die Erhaltung
und Neuansiedlung von Industrie- und
Gewerbebetrieben sowie auf die Förde-
rung des Einzelhandels in der Innenstadt
gelegt.

Auch touristisch und kulturell hat die Stadt
des „Klein-Erzgebirges“ einiges zu bieten,
denkt man an das umfangreiche Wander-
wegenetz, an das Heimatmuseum, an die
Volkskunstschule im Spital und an die
zahlreichen Konzerte und Feste. „Wir ha-
ben in Oederan und seinen Ortsteilen in-
zwischen mehr erreicht, als wir 1990
glaubten, erreichen zu können. Wir wer-
den mit Mut und Optimismus unsere Stadt
weiter aufbauen, wissend, daß Menschen
sich nur in einer intakten Umwelt auf Dau-
er wohl fühlen können“, erklärt Gernot
Krasselt, Bürgermeister von Oederan.

Weitere „TAT-Orte“ gesucht
„TAT-Orte. Gemeinden im ökologischen
Wettbewerb“ wird weitergehen: Die Wett-
bewerbe laufen bis zum Jahr 2000, wobei
jedes Jahr bis zu fünf Preisträger ermittelt
werden. Bewerbungen sind über das
ganze Jahr möglich und werden in die je-
weils laufende Wettbewerbsrunde aufge-
nommen. Teilnahmeberechtigt sind klei-
nere Gemeinden (bis 10 000 Einwohner)
der neuen Bundesländer sowie Initiativen
in diesen Gemeinden, die in beispielhaften
Vorhaben ökologische, wirtschaftliche
und soziale Ziele verbinden.

Seit April 1997 sind die „TAT-Orte“ auch im
Internet durch ein spezielles Informations-
angebot vertreten. Termine und Informa-
tionen werden ständig aktualisiert, auch
Bewerbungen können via Internet einge-
reicht werden.

Bewerbungsunterlagen 
erhalten Sie beim
Deutschen Institut für Urbanistik
Arbeitsbereich Umwelt 
Straße des 17. Juni 112, 10623 Berlin 
oder über das Internet:
http://www.difu.de/tatorte
E-Mail: tatorte@difu.de

Das Solaranlagen-Modellprojekt in Oederan – Warmwasserbereitung durch Solarkollektoren

Weitere Informationen:
Dipl.-Ing. Cornelia Rösler
Telefon: 030/39001-244
E-Mail: roesler@difu.de



Am 4. September 1997 hat Bundesfamili-
enministerin Claudia Nolte in Bonn die 15
Preisträgergemeinden und -städte des er-
sten Bundeswettbewerbs „Kinder- und fa-
milienfreundliche Gemeinde“ bekanntge-
geben und ausgezeichnet.

Ziel des Bundeswettbewerbs
DasBundesministerium für Familie,Senio-
ren, Frauen und Jugend hat den Bundes-
wettbewerb gemeinsam mit den kommu-
nalen Spitzenverbänden – dem Deut-
schen Städtetag und dem Deutschen
Städte- und Gemeindebund – ausgelobt
und die Kommunen aufgefordert, ihre kin-
der- und familienfreundlichen Konzepte,
Projekte und Maßnahmen darzustellen.
Ziel des Wettbewerbs war und ist es, be-
sonders kinder- und familienfreundliche
örtliche Maßnahmen kommunaler Politik
auszuzeichnen und zur Stärkung und
Fortentwicklung einer kinder- und fami-
lienfreundlichen Gestaltung des Lebens-
umfelds auf kommunaler Ebene anzure-
gen. 

Beteiligung am Bundeswettbewerb
An dem Wettbewerb, der vom Deuschen
Institut für Urbanistik, Berlin, und der
Agrarsozialen Gesellschaft e.V., Göttin-
gen, betreut wurde, beteiligten sich 364
Kommunen aus 14 Bundesländern. Der
Hauptanteil der Bewerbungen (jeweils
über 50 Prozent) kam bei den alten Bun-
desländern aus der Gemeindegrößenklas-
se 10000 bis 100000 Einwohner und 
bei den neuen Bundesländern aus der Ge-
meindegrößenklasse unter 10000 Ein-
wohner.

Inhaltliche Schwerpunktsetzung
Die große Beteiligung und die inhaltliche
Komplexität der Wettbewerbsbeiträge
stellten hohe Anforderungen an die inter-
disziplinär zusammengesetzte Jury unter
Vorsitz des Regierungspräsidenten a.D.
Erwin Schleberger. Aus sehr vielen Wett-
bewerbsbeiträgen wurde deutlich, daß
Maßnahmen und Projekte, mit denen die
Lebenssituation von Kindern und Familien
verbessert werden sollen, in fast allen Po-
litikfeldern bzw. Ressorts der kommuna-
len Verwaltung durchgeführt werden. Dar-
über hinaus setzen viele Städte besonde-
re Akzente

■ im Ausbau der sozialen und kulturellen
Infrastruktur,

■ im Bereich einer kinder- und familien-
freundlichen Siedlungsstruktur (durch
Maßnahmen im Wohnungsbau, der
Wohnumfeldgestaltung und des Ver-
kehrswesens),

■ in der Förderung der Partizipation und
der Selbsthilfe, der Eigenleistung und
Ehrenamtlichkeit sowie

■ in der Verankerung der Familienpolitik
als Querschnittsaufgabe in örtlichen
Verwaltungen und Politikfeldern und ih-
rer Vernetzung im kommunalen Han-
deln.

Auswahlverfahren
Bei der Auswahl der Preisträger wurde die
Jury durch das Deutsche Institut für Urba-
nistik, Berlin, und die Agrarsoziale Gesell-
schaft e.V., Göttingen, unterstützt. Die
Auswahl erfolgte in einem mehrstufigen
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Bundeswettbewerb „Kinder-
und familienfreundliche 
Gemeinde“
15 Preisträgerstädte und - gemeinden von Bundesmi-
nisterin Claudia Nolte ausgezeichnet

Die räumliche Verteilung
der Preisträgergemeinden
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Verfahren, in dem sowohl quantitative wie
qualitative Bewertungsmaßstäbe zugrun-
de gelegt wurden. Am Ende dieses Aus-
wahlverfahrens wurden die in die engere
Wahl gekommenen Städte und Gemein-
den vor Ort begutachtet. In der absch-
ließenden Jurysitzung wurden  die nach-
stehenden 15 Preisträger ausgewählt.

Preisträger
Die Preisträger in der Größenklasse über
100 000 Einwohner sind:

■ Aachen, Erfurt, Freiburg und Würzburg.

Die Preisträger in den Größenklassen zwi-
schen 10 000 bis 100 000 Einwohner sind:

■ Dreieich, Gladbeck, Lingen, St. Wendel,
Tettnang und Zeulenroda.

Die Preisträger in der Größenklasse bis zu
10 000 Einwohner sind:

■ Beeskow,Gleichen,Heidenburg,Schalk-
ham und Thum.

Kurzbeschreibung der Wettbewerbs-
beiträge der einzelnen Städte und Ge-
meinden in alphabetischer Reihenfol-
ge:

Aachen
(253 000 Einwohner, Nordrhein-Westfalen)
Den Schwerpunkt des Aachener Beitrags
bilden innovative Projekte in der Wohn-
umfeldgestaltung, Wohnungs- und Ver-
kehrspolitik. Modellcharakter kommt der
kinderfreundlichen Gestaltung der Innen-
stadt zu und der Absicht, städtischen
Raum für Familien mit Kindern zurückzu-
gewinnen. Spielpunkte im Straßenraum,
die nicht wie konventionelle Spielplätze
abgegrenzt sind, und Maßnahmen zur er-
höhten Sicherheit von Kindern sind hierfür
gute Beispiele.

Beeskow 
(9 600 Einwohner, Brandenburg)
Die Stadt Beeskow richtet ihr Augenmerk
vorrangig auf eine problemorientierte Ar-
beit mit Jugendlichen, Kindern und Fami-
lien. Die Jugendlichen werden aktiv in die  
Angebotsplanung und auch die Renovie-
rung der Gebäude einbezogen. Seit der
Wende sind die sozialen Einrichtungen
modernisiert und ein dichtes Netz an 
Beratungs- und Begegnungsstellen für
Schwangere, Frauen und Familien aufge-
baut worden.

Dreieich 
(42 000 Einwohner, Hessen)
Die Aktion „Kindgerechte Stadt Dreieich“
bezieht Politik, Verwaltung, Vereine, Fami-
lien und Kinder in vielfältiger Weise in Ak-
tionen, Anhörungen und Vortragsveran-

staltungen mit ein. Beispielhaft ist auch
das Gemeinschaftsprojekt „Miteinander –
Gegeneinander“, innerhalb dessen die
städtische Jugendpflege, der Kinder-
schutzbund und der Kreiselternbeirat ge-
waltpräventive Projekte über den Umgang
mit Konflikten initiiert und durchgeführt
haben.

Erfurt 
(207 000 Einwohner, Thüringen)
Ausdruck der Neuorientierung der Kom-
munalpolitik seit der Wende ist der vom
Stadtrat beschlossene Handlungsrahmen
„Kinder- und familienfreundliche Stadt Er-
furt“. Neue Projekte wie das Kinderhotel,
das je nach Bedarf Zwei- bis Zwölfjährigen
stunden- bis tageweise offensteht, und
die Schülerakademie zur Nachwuchs-
und Talentförderung belegen die Offenheit
und Experimentierfreudigkeit.

Freiburg 
(200 000 Einwohner, Baden-Württemberg)
Die Auszeichnung Freiburgs erfolgt auf-
grund zweier integrierter Siedlungsprojek-
te mit Vorbildcharakter, die in besonde-
rem Maße den Ansprüchen von Familien
und Kindern entgegenkommen. Das
Wohnumfeld des Projekts „Rieselfeld“, wo
nach Fertigstellung etwa 10 000 Bewoh-
nerinnen und Bewohner ein neues Zuhau-
se finden, zeichnet sich durch seine wei-
testgehend barrierefreien Spiel- und Be-
wegungsräume aus. Im Projekt „Vauban“
wird durch konsequente Mischung von
Wohnen und Arbeiten eine Siedlung der
kurzen Wege mit etwa 700 Arbeitsplätzen
angestrebt. 

Bundesfamilienministerin Claudia Nolte mit Vertretern der 15 Preisträgergemeinden und -städte



Gladbeck 
(80 000 Einwohner, Nordrhein-Westfalen)
Sowohl die Strategie der Baulandentwick-
lung und der kostengünstigen Bereitstel-
lung von Bauland für Familien mit Kindern
als auch die offene, dezentrale und ver-
netzte Stadtteilarbeit überzeugen in Kon-
zeption und Realisierung. Ein Sozial- und
Familienbericht befinden sich in Vorberei-
tung. Hervorzuheben ist schließlich die Ar-
beit mit Mädchen und Migranten, die das
Bemühen um gleichberechtigte Teilhabe
aller am kommunalen Leben dokumen-
tiert.

Gleichen 
(9 200 Einwohner, Niedersachsen) 
Als dünn besiedelte Flächengemeinde mit
16 Ortsteilen stellt sich Gleichen der be-
sonderen Ausgangsbedingung, eine be-
darfsgerechte, dezentrale Infrastruktur
aufrechtzuerhalten und unter Beachtung
ökologischer Aspekte eine familienorien-
tierte Siedlungsentwicklung zu ermögli-
chen. So unterstützt die Gemeinde neue
Wohnmodelle für Familien und bevorzugt
bei der Baulandvergabe einheimische und
einkommensschwache Familien.

Heidenburg 
(753 Einwohner, Rheinland-Pfalz) 
Heidenburg ist die kleinste Gemeinde, die
ausgezeichnet wird. Es gelang, die
Grundschule im Ort zu erhalten und eine
Mehrzweckhalle zu errichten. Bedarfsge-
rechte, ganztägige Kindergartenöffnungs-
zeiten, das Konzept einer „verläßlichen“
Grundschule mit einer feststehenden Zeit

bis 13.00 Uhr und die ganzheitliche Kin-
der- und Familienpolitik sind beispielge-
bend für andere kleine Gemeinden.

Lingen 
(56 000 Einwohner, Niedersachsen)
Bereits seit 1980 besteht ein familienpoli-
tisches Förderprogramm, das Zuschüsse
und Vergünstigungen bei städtischen Ge-
bühren und beim Wohnungsbau für Fami-
lien und alleinerziehende Mütter sowie 
einen sozialen Hilfefonds umfaßt. Eltern,
Kinder und Jugendliche werden systema-
tisch bei der Planung und Umsetzung al-
ler städtisch relevanten Projekte einbezo-
gen.

St. Wendel 
(28 000 Einwohner, Saarland) 
Die Flächengemeinde St. Wendel mit ihren
13 Ortsteilen setzt besondere Akzente in
den Bereichen Wohnungswesen, Wohn-
umfeld- und Siedlungsgestaltung. Die
Außenanlagen von Schulen und Kinder-
gärten werden als naturnahe Spiel- und
Erlebnisräume gestaltet, neue und be- 
stehende Wohngebiete werden verkehrs-
beruhigt und mit Spielstraßen ausgestat-
tet. St. Wendel verfügt über ein vielfältiges
und hochwertiges Angebot sozialer Infra-
struktureinrichtungen.

Schalkham 
(835 Einwohner, Bayern) 
Kommunale Familienpolitik bedeutet hier
eine unkonventionelle Umsetzung innova-
tiver Maßnahmen. So sind die Kosten für
den Bau der Wasserver- und -entsor-
gungsanlage besonders für kinderreiche
Familien auf etwa zehn Prozent des Übli-
chen reduziert worden. Die laufenden 
Energiekosten ließen sich durch die Ge-
meinschaftsaktion zum Einbau von Solar-
anlagen erheblich senken. Familienpaten-
schaften für Biotope werden initiiert und
gefördert.

Tettnang 
(17 000 Einwohner, Baden-Württemberg)
Im Mittelpunkt des Beitrags von Tettnang
steht das Familienzentrum Spatzennest,
eine eigenverwaltete Beratungs- und
Selbsthilfeeinrichtung, die sich zu einem
lebendigen Ort der Begegnung und Un-
terstützung für die Familien der Stadt ent-
wickelt hat. Die vielfältigen Initiativen des
Familienzentrums strahlen auf verschie-
dene Politikfelder aus, so auf das Woh-
nungswesen, die Wohnumfeld- und Sied-
lungsgestaltung, die Arbeitsmarkt- und
Wirtschaftsförderungspolitik.

Thum 
(3 250 Einwohner, Sachsen) 
Mit seinen vielfältigen Veranstaltungen
und Angeboten für Eltern und Kleinkinder,
Jugendliche und Senioren kommt dem
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Verteilung der Wettbewerbsbeiträge auf die Bundesländer 
nach Gemeindegrößenklassen

Insgesamt
Größenklassen (EW) > 100 000 10 000–100 000 < 10 000 abs. %

Brandenburg 1 4 11 16 4,4
Berlin 1 0 0 1 0,3
Baden-Württemberg 5 26 12 43 11,8
Bayern 5 27 41 73 20,2
Hessen 3 12 8 23 6,3
Mecklenburg-Vorpommern 0 7 4 11 3,0
Niedersachsen 2 19 6 27 7,4
Nordrhein-Westfalen 11 34 6 51 14,0
Rheinland-Pfalz 3 4 5 12 3,3
Saarland 0 5 1 6 1,6
Sachsen 3 16 12 31 8,5
Sachsen-Anhalt 2 6 16 24 6,6
Schleswig-Holstein 0 7 9 16 4,4
Thüringen 2 11 17 30 8,2

Insgesamt 38 178 148 364 100,0

100,0 % 10,4 48,9 40,7 100,0



Familien- und Freizeitzentrum eine wichti-
ge „Scharnierfunktion“ für die kommuna-
le Familienpolitik zu. Durch ihre Beteili-
gung an der „Aktion 55“ wird in Thum ver-
sucht, frühzeitig aus dem Berufsleben
Ausgeschiedene über die Vereinsstruktu-
ren zur Übernahme von Aufgaben in der
Kinder- und Familienarbeit zu motivieren.

Würzburg 
(130 000 Einwohner, Bayern) 
Seit 1977 sind Leitlinien der Familienpoli-
tik in einem kommunalen Familienpro-
gramm formuliert. Die Würzburger Inno-
vationsfreude wird seit etlichen Jahren
durch zwei Formen der Institutionalisie-
rung kommunaler Familienpolitik symbo-
lisiert: Die 1991 gegründete „Arbeitsge-
meinschaft Familien in Würzburg“, die mit
der Kommunalverwaltung eng zusam-
menarbeitet, und die als Checkliste aus-
gestaltete „Familienverträglichkeitsprü-
fung“, die für alle städtischen Dienststel-
len, Einrichtungen und Unternehmen ver-
bindlich ist.

Zeulenroda 
(15 000 Einwohner, Thüringen) 
Das Gesamtkonzept ist tragfähig und um-
faßt Kindertagesstätten, Jugendeinrich-
tungen, Horte, einen Tagesmütterdienst,
ein Schullandheim-Begegnungszentrum, 
umfassende Familienberatungs- und -bil-
dungsangebote. Als Beispiel einer äußerst
gelungenen Integration unterschiedlicher
Einrichtungstypen ist das Haus „Frohe
Zukunft“ hervorzuheben, das in vorbildli-
cher Weise Kindertagsstätte und Seni-
orenbegegnungsstätte miteinander ver-
bindet.

Auch wenn nicht alle der 364 beteiligten
Kommunen ausgezeichnet werden konn-
ten, gibt es in dem Bundeswettbewerb
keine Verlierer. Denn die Wettbewerbs-
ausschreibung wurde von vielen Städten
und Gemeinden auch dazu genutzt, die
Situation von Kindern und Familien auf
Verwaltungs- und Politikebene zu disku-
tieren. Die Beteiligung am Wettbewerb be-
wirkte in vielen Kommunen, daß sie einen
umfassenden Überblick über die Vielzahl
der kinder- und familienbezogenen Maß-
nahmen und Projekte erhielten und sie oft-
mals zum ersten Mal in dieser Form zu-
sammentrugen.

Ausgezeichnet wurden die Städte und
Gemeinden, die jeweils unter ihren Bedin-
gungen besonders umfassend, innovativ
und in Kooperation mit anderen Partnern
vor Ort ihr kommunales Handeln auf Kin-
der und Familien ausrichten. Sie erhielten
eine mit einem Preisgeld verbundene Aus-
zeichnung und zugleich Sachpreise von
den Sponsoren KOMPAN Multikunst
Spielgeräte GmbH, playmobil geobra

Brandstätter GmbH + Co. KG, Rowohlt
Verlag, unipor-Ziegel Interessengemein-
schaft e.V. und werkform Design GmbH.

Wettbewerb als Ideenbörse
Bundesfamilienministerin Nolte betonte
bei der Preisvergabe, daß dieser Bundes-
wettbewerb als Ideenwettbewerb zu wer-
ten sei. Mit den Ergebnissen der Beiträge
solle eine Plattform für einen Erfahrungs-
austausch über Projekte und Maßnahmen
lokaler Familienpolitik geschaffen werden.
Dazu dienen zum einen die vom Deut-
schen Institut für Urbanistik und der
Agrarsozialen Gesellschaft e.V. erstellte
Dokumentation sowie die beim Difu bis
Mitte 1998 im Internet zur Verfügung 
stehenden Informationen über den Wett-
bewerb einschließlich der von allen teil-
nehmenden Kommunen selbst verfaßten
Kurzdarstellungen ihrer Wettbewerbsbei-
träge.

Zum anderen eröffnet eine im Difu aus den
Wettbewerbsbeiträgen erstellte Daten-
bank die Möglichkeit, gezielte Informatio-
nen über Schwerpunkte und Maßnahmen
der kommunalen Familienpolitik zu erhal-
ten. Individualrecherchen werden dem
Aufwand entsprechend berechnet –  Zu-
wenderstädte des Difu erhalten dabei ei-
ne Ermäßigung.

Difu-Berichte 3/1997 21

Weitere Informationen:
Dipl.-Ing. Christa Böhme
Telefon: 030/39001-291
Dr. rer. pol. Albrecht Göschel
Telefon: 030/39001-253
Dipl.-Ing. Ulrike Meyer
Telefon: 030/39001-270
Dipl.-Volksw. Ulla-Kristina
Schuleri-Hartje
Telefon: 030/39001-234

Telefax: 030/39001-269

E-Mail: 
Kinder+Familien@difu.de

Internet:
http://www.difu.de/
Kinder+Familien

Bundesfamilienministerin Claudia Nolte mit den anwesenden Jurymitgliedern (von links nach
rechts): Uwe Lübking, Jürgen Knauer, Regierungsdirektorin Gertrud Stoevesandt, Helgard Uls-
hoefer, Bundesministerin Claudia Nolte, Regierungspräsident a. D. Erwin Schleberger, Prof. Dr.
Clemens Geißler, Dr. Erika Neubauer, Frauke Obländer-Garlichs, Regierungsoberrat Michael
Hannich



Mitarbeiterbefragungen haben Konjunk-
tur. Zahlreiche Kommunalverwaltungen
haben die durch sozialwissenschaftliche
Methoden gestützte Befragung ihrer Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter als Instru-
ment der Organisationsentwicklung und
Personalplanung entdeckt. Außerdem
wird dieser Befragungstyp von wissen-
schaftlichen Instituten und Beratungsein-
richtungenempfohlen, welche der Verwal-
tungsreform den Weg bereiten wollen.
Welche Besonderheiten charakterisieren
Mitarbeiterbefragungen gegenüber ande-
ren Befragungen? Welche organisatori-
schen und methodischen Gemeinsamkei-
ten haben Mitarbeiterbefragungen, die bei
ihrer Planung, Durchführung und bei der
Ergebnisverwertung im interkommunalen
Erfahrungsaustausch berücksichtigt wer-
den sollten? Diesen Fragen wurde auf der
Grundlage von 30 Praxisbeispielen nach-
gegangen, die mit dem Umfragennach-
weissystem DEMOS des Difu aufbereitet
und analysiert worden sind.

Die DEMOS-Datenbank des Difu enthält
standardisierte Beschreibungen von Be-
fragungen, die von Kommunen selbst
oder in deren Auftrag unternommen wor-
den sind oder aus inhaltlichen Gründen
für Kommunen von Interesse sind. Die
rund 20 standardisierten Kategorien der
Umfragebeschreibung charakterisieren 
inhaltliche, organisatorische und methodi-
sche Eigenschaften einer Befragung. Die-
se Kategorien bildeten auch den Anknüp-
fungspunkt für die Metaanalyse der 30
Praxisbeispiele. Diese Analyse führte un-
ter anderem zu folgenden Ergebnissen:

■■ Mitarbeiterbefragungen sind nicht nur
ein „kraftvolles Instrument der Verwal-
tungsmodernisierung“, sondern – zu-
mindest gegenwärtig – zugleich auch
ein besonders komplizierter Typ der
Umfrageforschung. Die befragten Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter beant-
worten die Fragebögen nicht nur als
kompetente Kenner der Verwaltung,

sondern reagieren in ihrem Antwortver-
halten zugleich auch empfindlich auf
die gegenwärtigen Probleme der Haus-
haltskonsolidierung. Eine Mitarbeiter-
befragung, die diese Überlagerung von
Haushaltskonsolidierung und Verwal-
tungsmodernisierung vernachlässigt,
muß sich den Vorwurf der Realitätsfer-
ne gefallen lassen.

■■ Dies drückt sich bei der Analyse der 
Praxisbeispiele deutlich in den Beteili-
gungsquoten der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter aus. Soweit in den ausge-
werteten Befragungsberichten zu den
Rückläufen Angaben gemacht worden
sind (26 Beispiele), werden sie in der
untenstehenden Übersicht zusammen-
gefaßt.

Wer in Mitarbeiterbefragungen ein In-
strument der Verwaltungsmodernisie-
rung sieht, das zudem ein besonderes
Beteiligungsangebot für die Gestaltung
des Modernisierungsprozesses an die
Beschäftigten enthält, den muß eine
durchschnittliche Rücklaufquote von
nur rund 43 Prozent (Medianwert) bzw.
46 Prozent (arithmetisches Mittel) irri-
tieren. So finden sich auch in mehreren
Befragungsberichten Interpretationen
zur erzielten Rücklaufquote, in denen
Enttäuschung über die geringe Reso-
nanz der Befragung zum Ausdruck ge-
bracht wird. Offensichtlich fehlen den
Städten bei der Würdigung ihrer Ergeb-
nisse aber auch Vergleichszahlen und
Orientierungswerte aus dem interkom-
munalen Erfahrungsaustausch, denn
die Rücklaufquoten liegen bei diesem
Befragungstyp allgemein unterhalb der
erwarteten Beteiligung und müssen
nicht ausschließlich auf besondere ört-
liche Umstände zurückgeführt werden.

■■ Mitarbeiterbefragungen haben Ge-
meinsamkeiten, aber auch eine Fülle
von Ausgestaltungsmöglichkeiten, in
denen sich die spezifischen Besonder-
heiten des Informationsbedarfs aus-
drücken. Als äußeres Merkmal hierfür
kann die unterschiedliche Länge der
Fragebögen gelten, die in den ausge-
werteten Beispielen verwendet worden
sind:

Die Zahl der gestellten Fragen reicht
von vier bis 123. Die Spannweite von
119 signalisiert, daß in den Städten
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Die Mitarbeiterbefragung 
in der Kommunalverwaltung
Instrument der Verwaltungsmodernisierung

Rücklaufquoten von 26 Mitarbeiterbefragungen 

Median 43,2 % Spannweite 55,7 
Arithmetisches Mittel 46,2 % Standardabweichung 15,2 
Minimum 11,3 % Varianz 231,8 
Maximum 67,0 % Variationskoeffizient 35,2 



recht unterschiedliche Fragenprogram-
me verwendet werden, in denen sich
unterschiedliche Untersuchungsziele
ausdrücken. Gleichwohl ist der inter-
kommunale Erfahrungsaustausch auch
bei der Entwicklung der Fragebögen
von Nutzen. Frageformulierungen, die
zu einem hohen Rücklauf führen, kön-
nen von anderen Städten übernommen
werden, wodurch zusätzliche Möglich-
keiten für die Interpretation der Befra-
gungsergebnisse im Städtevergleich
eröffnet werden.

Dies ist in besonderer Weise durch die
üblicherweise gestellten Fragen zur
„Sozialstatistik“ der Befragten der Fall,
mit denen differenzierte Ergebnisanaly-
sen unternommen werden können. In
welcher Weise bestimmen Merkmale
wie Alter, Geschlecht, Ausbildung, Be-
schäftigungsdauer, die Art des Be-
schäftigungsverhältnisses oder die
Stellung in der Hierarchie das Antwort-
verhalten der Befragten? Vergleichbar
gestellte Fragen der Sozialstatistik er-
möglichen Aussagen zu der Überle-
gung, ob es sich bei den Ergebnissen
einer Mitarbeiterbefragung um örtliche
Besonderheiten oder um für Kommu-
nalverwaltungen typische Befunde
handelt. Die Analyse der Beispiele
zeigt, daß die Fragen zur Demographie
der Befragten in höchst unterschiedli-
cher Weise gestellt werden, wodurch
interkommunale Ergebnisvergleiche
von vornherein erschwert werden.

Generell verdient der Problembereich
Datenschutz bei Befragungen hohe
Aufmerksamkeit. Mitarbeiterbefragun-
gen hingegen enthalten zusätzliche
Elemente der persönlichen Betroffen-
heit, welche den Anforderungen des
Datenschutzes zusätzliche Bedeutung
geben. Das gilt auch deswegen, weil
üblicherweise erklärtes Ziel einer sol-
chen Befragung die unmittelbare Um-
setzung der Ergebnisse in Maßnahmen
ist, die den Modernisierungszielen der
Verwaltung dienen.

Die ausgewerteten Befragungsberichte
zeigen, daß mit den verschiedensten or-
ganisatorischen Vorkehrungen einerseits
die Einhaltung des Datenschutzes gesi-
chert, andererseits aber auch dem Inter-
esse aller Befragten an einer weitgehen-
den Unterrichtung über die Befragungser-
gebnisse entsprochen werden soll. Wie
aber soll nach Ämtern differenziert bei-
spielsweise mit Ergebnissen der Vorge-
setztenbewertung aus Mitarbeitersicht
umgegangen werden? Bei dieser Frage
schneiden übrigens die „unmittelbaren
Vorgesetzten“ regelmäßig besser ab als

die „entfernteren“ mittelbaren Vorgesetz-
ten der Verwaltungsspitze. Ansonsten
scheint sich in der Art und Weise des Um-
gangs mit dem Datenschutz bei Mitarbei-
terbefragungen auch der jeweilige Stand
der „Verwaltungskultur“ einer Stadt insge-
samt auszudrücken: Was in einer Stadt an
Schwierigkeiten „problemlos“ überwun-
den wird, kann anderswo im Extremfall nur
unter Einschaltung von Landesbehörden
gelöst werden.

In vielen Städten werden Mitarbeiterbefra-
gungen mit komplementären Befragun-
gen etwa des Verwaltungspublikums, der
Nutzerinnen und Nutzer kommunaler Ein-
richtungen oder mit allgemeinen Bürger-
befragungen kombiniert. Solche Befra-
gungskombinationen führen zu interes-
santen Möglichkeiten des Ergebnisver-
gleichs. Zur Illustration soll hier nur auf das
Beispiel unterschiedlicher Bewertungs-
möglichkeiten der Öffnungszeiten von
Verwaltungen mit Publikumsverkehr aus
der Sicht der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter, der Behördenbesucherinnen und 
-besucher oder der Bürgerinnen und Bür-
ger hingewiesen werden.

Nach dem vorläufigen Abschluß der Ana-
lyse von Praxisbeispielen bei Mitarbeiter-
befragungen hat das Difu in Kooperation
mit dem Lehrstuhl für empirische Sozial-
wissenschaften der Hochschule für Ver-
waltungswissenschaften in Speyer mitt-
lerweile mit einer analogen Sammlung und
Analyse von Kunden- und Nutzerbefra-
gungen begonnen. Daher bitten wir dar-
um, dem Difu weitere einschlägige Mate-
rialien (Befragungsbericht einschließlich
eines Belegexemplars des verwendeten
Fragebogens) für die Erfassung in der
DEMOS-Datenbank zuzusenden. Hierfür
sind vor allem Befragungsbeispiele will-
kommen, in denen die Verwaltung, aber
auch einzelne kommunale Einrichtungen
aus Bürger- bzw. Kundensicht bewertet
werden. Bitte senden Sie die Unterlagen
an folgende Anschrift:

Deutsches Institut für Urbanistik 
Arbeitsbereich Information und 
Dokumentation
Straße des 17. Juni 112
10623 Berlin
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Weitere Informationen:
Dr.-Ing. Michael Bretschneider
Telefon: 030/39001-281
E-Mail: bretschneider@difu.de

Bestellung:
siehe Bestellschein

Fragenanzahl in 30 Mitarbeiterbefragungen

Median 46 Spannweite 119
Arithmetisches Mittel 4 Standardabweichung 32,4
Minimum 4 Varianz 1048
Maximum 123 Variationskoeffizient 58,1

Seminar: 
Kommunale 
Gesundheitspolitik –
Gesundheitsförderung in 
der Stadt auf neuen Wegen

Berlin vom 8. bis 11.12.1997

In diesem Seminar soll zum
einen der gegenwärtige
Stand der Bemühungen um
eine zeitgemäße städtische
Gesundheitspolitik darge-
legt und erörtert werden,
zum anderen wird nach
dem Leitbild einer künftigen
Gesundheitspolitik und de-
ren Umsetzung gefragt. 

Zielgruppe: Dezernenten
und Dezernentinnen aus
dem Sozialbereich sowie
leitende Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen des Ge-
sundheitsamtes, des Sozi-
alamtes, der Stadtplanung,
der Stadtentwicklungspla-
nung sowie Ratsmitglieder.

Weitere Informationen:
Eva Alber
Telefon: 030/39001-258
Telefax: 030/39001-268
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Der Umgang mit kommunalen Liegen-
schaften und Gebäuden rückt bei der Be-
trachtung von Sparpotentialen in den
kommunalen Haushalten immer stärker
ins Blickfeld. Immerhin stellen allein die
Gebäudeunterhaltungskosten nach den
Personalausgaben meist den größten
Ausgabenblock des Verwaltungshaus-
halts dar. In der Privatwirtschaft war eine
erhoffte Kostenersparnis der wesentliche
Anreiz zur Modernisierung des Immo-
bilien- und Anlagenmanagements. Der
Kostendruck wächst jedoch auch bei den
Kommunen und fördert daher einen eher
marktorientierten Umgang mit eigenen
und angemieteten Gebäuden. Das neue
Steuerungsmodell und die Budgetierung
verdeutlichen die Probleme der bisherigen
Organisation von Liegenschafts-, Gebäu-
deverwaltung und -bewirtschaftung, die
sich vor allem aus der fehlenden Kosten-
transparenz bei der Ressource Gebäude
ergeben, und legen organisatorische Ver-
änderungen in diesem Bereich dringend
nahe.

Das Deutsche Institut für Urbanistik be-
fragte 1996 alle deutschen Städte mit
50 000 und mehr Einwohnern und alle
Städte – auch kleinere –, die die Arbeit des
Difu kontinuierlich finanziell mittragen, zu
ihren Aktivitäten im Bereich Liegen-
schaftsmanagement und Gebäudebe-
wirtschaftung. Die Befragung bezog sich
ausschließlich auf die von den Stadt-
verwaltungen genutzten Büroflächen

(einschließlich angemieteter Flächen) in
Verwaltungsgebäuden unter bewußter
Ausgrenzung von Freiflächen und „Son-
derflächen“ wie Schulen, Bibliotheken
usw. Rund 56 Prozent der befragten Städ-
te beteiligten sich an der Umfrage.

Verbesserungen im Umgang mit kommu-
nalen Liegenschaften sind für die befrag-
ten Städte ein wichtiges Thema – dies wird
bereits daraus deutlich, daß mehr als 90
Prozent der antwortenden Städte der Mei-
nung sind, daß die Kommunen sich stär-
ker mit dem Thema einer modernisierten
Liegenschaftsverwaltung oder der Ein-
führung von Facility Management befas-
sen sollten. Nach wie vor ist die Orga-
nisation der Liegenschaftsverwaltung und
Gebäudebewirtschaftung in den deut-
schen Städten dadurch gekennzeichnet,
daß es eine Vielzahl von Verantwortlichen
für Teilbereiche gibt.

Die Umfrage spiegelt die Einschätzung
der Städte zur Entwicklung der Organisa-
tion von Liegenschaftsverwaltung und
Gebäudebewirtschaftung, Outsourcing-
Möglichkeiten in diesem Bereich, den Po-
tentialen eines modernen Liegenschafts-
und Gebäudemanagements, den Zielen
der Modernisierung und möglichen Um-
setzungshindernissen wider.

Die gesamten Ergebnisse sind als Aktuelle
Information „Facility Managment“ er-
schienen.

Facility Management in der
Kommunalverwaltung
Ergebnisse einer Difu-Städteumfrage

Quelle: Eigene Darstellung des Difu.
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Mit dem Einsatz von Informations- und
Kommunikationstechnik haben sich Kom-
munen bisher vor allem im Zusammen-
hang mit der EDV-Ausstattung der eige-
nen Verwaltung befaßt. Auf dem Weg in
die Informationsgesellschaft werden je-
doch neue Handlungsfelder offenbar. Ei-
ner dieser kommunalen Aufgabenberei-
che ist die elektronische Bereitstellung
von Informationen für Dritte. Bis vor kur-
zem war das elektronische Informations-
angebot deutscher Städte noch sehr be-
grenzt. Mittlerweile findet der „Internet-
Boom“ auch in den Kommunen statt,

Das Deutsche Institut für Urbanistik hat im
Sommer 1997 eine Umfrage unter den
deutschen Städten mit 50 000 und mehr
Einwohnern zu deren elektronischen In-
formationsangeboten durchgeführt. Die
Umfrage ist Teil einer umfassenden Difu-
Untersuchung elektronischer Informa-
tionsangebote von Kommunen im World
Wide Web (WWW) des Internet und wird
durch die Wissenschaftsförderung der
Sparkassenorganisation e.V. finanziert. An
der Umfrage beteiligten sich rund 57 Pro-
zent der angeschriebenen Städte. Ergän-
zend dazu wurde eine Recherche im
WWW des Internet zum derzeitigen Stand
der Online-Präsenz deutscher Städte
durchgeführt. Einbezogen waren alle
Städte mit mehr als 100 000 Einwohnern.

Rund 86 Prozent der antwortenden Städ-
te sehen in der Bereitstellung von elektro-
nischen Stadtinformationen eine kommu-
nale Aufgabe. Die Städte stellen sich da-
mit offensiv neuen Anforderungen, die mit
der Entwicklung der Informationsgesell-
schaft verbunden sind. 

In 64 Prozent der deutschen Städte 
bestehen nach eigenen Angaben bereits
elektronische Stadt- und Wirtschaftsinfor-
mationssysteme. Es ist – wie Stichproben
zeigen – aber anzunehmen, daß der
tatsächliche Anteil bereits existierender
Angebote noch höher liegt, da zum Teil in
der Online-Recherche nachgewiesene
Angebote in einzelnen Stadtverwaltungen
nicht bekannt waren.

Die Befragung dokumentiert den aktuellen
Stand kommunaler Aktivitäten im Bereich
elektronischer Bürger-, Stadt- und Wirt-
schaftsinformationssysteme in Deutsch-
land und betrachtet im einzelnen:

■ die Themenpalette der Angebote,

■ die Gestaltung (besonders Interaktivität
und Aktualität),

■ Ziele und Zielgruppen,

■ Betreiberstruktur,

■ Kooperationsmöglichkeiten sowie

■ Entwicklungshemmnisse.

Die Ergebnisse der Untersuchung sind als
Aktuelle Information „Städte im Netz”er-
schienen.
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Die Haushaltsentwicklung der Kommunen
war in den vergangen Jahren durch nied-
rige Steuereinnahmen, verringerte Zuwei-
sungen von Bund und Ländern an die
Kommunen und Zusatzbelastungen bei
den sozialen Leistungen geprägt. Daher
weisen immer mehr Städte „in hohem
Maße defizitäre Verwaltungshaushalte“
auf (Gemeindefinanzbericht 1996) und be-
treiben intensiv Haushaltskonsolidierung.
Die Städte reagierten in den vergangenen
Jahren mit einer Vielzahl von Einspa-
rungsmaßnahmen und sind auch in Zu-
kunft gezwungen, ihre Ausgaben weiter-
hin einzuschränken. Beispiele hierfür sind:

■ rückläufige Investitionen, 

■ Schließung von Einrichtungen, 

■ Reduzierung der Angebote bzw. Über-
tragung von Aufgaben auf freie Träger, 

■ Reduzierung bzw. Nichtbesetzung von
Stellen, 

■ Kürzung der Öffnungszeiten sowie

■ steigende Gebühren und Eintrittsprei-
se.

Parallel zum Einsparungskurs der Kom-
munen verfügen viele Bürger über gerin-
gere Einkommen (Nettoeinkommen aus
abhängiger Beschäftigung sind seit 1980
nahezu gleich geblieben, das verfügbare
Einkommen von Beamtenhaushalten und
Angestellten ist – nach Angaben des Sta-
tistischen Bundesamtes – seit 1980 bis zu
zehn Prozent gesunken). Darüber hinaus
ist ein wachsender Anteil der Bevölkerung
von Arbeitslosigkeit betroffen. Viele Fami-
lien leben an der Armutsgrenze, nach An-
gaben der Bundesarbeitsgemeinschaft
der Kinderschutzzentren gelten 2,2 Millio-
nen Kinder in Deutschland als arm.

Vor diesem Hintergrund gewinnt die Fra-
ge, wie sich die durch Haushaltskonsoli-
dierung vorgenommenen Einschränkun-
gen – vor allem im Sozialbereich – auf die
Lebenssituation bestimmter Bevölke-
rungsgruppen auswirken ebenso an Bri-
sanz, wie die Frage, ob und wie es gelin-
gen kann, nachteilige Folgen von Spar-
maßnahmen zu verhindern.

Das Difu wird zu diesen Fragen eine Stu-
die durchführen, um durch Auswertung
der Haushaltspläne und Gespräche mit
Mitgliedern der Verwaltung, des Rates so-
wie der Wohlfahrtsverbände die in den
letzten Jahren durchgeführten Sparmaß-
nahmen, ihren Umfang und die Begrün-
dung, warum in diesen Bereichen Ein-
sparungen vorgenommen wurden oder
werden, zu ermitteln.

Darüber hinaus sollen Nutzerinnen und
Nutzer verschiedener, angebotsreduzier-
ter Einrichtungen, danach befragt werden,
ob und wie sich ihre Lebenssituation ver-
ändert hat, ob sie Kompensationsmög-
lichkeiten sehen und nutzen. Durch Aus-
wertung von Nutzungskarteien und Befra-
gung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
in Einrichtungen des sozialen Bereichs soll
außerdem ermittelt werden, ob und wie
sich die Nutzungsstruktur durch Spar-
maßnahmen wie Gebührenerhöhungen,
veränderte Öffnungszeiten oder reduzier-
te Personalschlüssel geändert hat und ob
bestimmte Bevölkerungsgruppen die Ein-
richtung nicht mehr nutzen oder nutzen
können.

Das Difu beabsichtigt, diese Untersu-
chung in Kooperation mit interessierten
Städten durchzuführen und wendet sich
hierbei exklusiv an die Zuwenderstädte
des Instituts.

Städte, die sich als Fallstudienstädte an
der Untersuchung beteiligen möchten,
wenden sich bitte an das 

Deutsche Institut für Urbanistik
Arbeitsbereich Stadtentwicklung  
und Recht
Straße des 17. Juni 112
10623 Berlin

Nähere Informationen über Beteiligungs-
formen, Fragestellungen und den Umfang
der Fallstudien, die zu erwartenden Er-
kenntnisse für die beteiligten Städte, die
Höhe einer finanziellen Beteiligung und
den Bearbeitungszeitraum können beim
Difu erfragt werden.

Fallstudienstädte gesucht
Auswirkungen der Haushaltskonsolidierungsmaß-
nahmen im Sozialbereich auf die Lebenssituation 
der Einwohner der Kommunen

Weitere Informationen:
Dipl.-Volksw. 

Ulla-Kristina Schuleri-Hartje
Telefon: 030/39001-234

Exklusivangebot 
für Difu-Zuwenderstädte



Im Rahmen des Projekts „Bundesweite
Kampagne zur freiwilligen CO2-Vermei-
dung bei Kommunen und Verbrauchern“
erhalten Kommunen die Möglichkeit, in
ihrer Stadt oder Gemeinde „Energie-
Tische“ einzurichten, um so die Partizipa-
tion der Bürgerinnen und Bürger an der
Klimaschutzpolitik anzuregen. Das Projekt
wird vom Deutschen Institut für Urbanistik
(Difu) in Kooperation mit dem Institut für
Organisationskommunikation (IFOK),
Bensheim, durchgeführt. Diese Energie-
Tische sind so konzipiert, daß sich etwa
25 Bürgerinnen und Bürger – auch Multi-
plikatoren, Gewerbebetriebe und Dienst-
leistungseinrichtungen – treffen, um unter
Leitung eines Moderators und unterstützt
durch Energie- und Umweltexperten um-
setzungsorientierte Projekte für ihre Stadt
zu erarbeiten. Diese Projekte sollen so
ausgerichtet werden, daß sie von den Mit-
gliedern der Energie-Tische bzw. den In-
stitutionen, die sie vertreten, selbständig
umgesetzt werden können. Das bedeutet,
daß die Energie-Tische keine unverbindli-
chen Diskussionsrunden sein dürfen.

Nach einer Pilotphase – die Städte Bens-
heim, Dessau und Heidelberg hatten in
den Jahren 1995 und 1996 solche Ener-
gie-Tische „probeweise“ eingerichtet –
startete die Kampagne im August 1996 in
weiteren Modellstädten. 

Der Zweck der Energie-Tische besteht
darin, die von der Kommune bereits be-
gonnene Arbeit zum Klimaschutz sinnvoll
zu ergänzen. Deshalb werden die Themen
für die Energie-Tische auch von der jewei-
ligen Kommune selbst ausgewählt. Dabei
ist von besonderem Interesse, in welchen
Bereichen die Kommune große CO2-Min-
derungseffekte erwartet. Mehrere Städte
haben das Thema der Gebäudesanierung
aufgegriffen. Ein Vergleich der Energie-
Tische dieser Städte macht jedoch deut-
lich, daß in Abhängigkeit von stadtspezifi-
schen Rahmenbedingungen auch unter-
schiedliche Schwerpunkte in der Arbeit
gesetzt werden. 

Bei der Auswahl der Themen – wie auch
bei der grundsätzlichen Entscheidung für
einen Energie-Tisch – ist neben der Aus-
schöpfung von Energiesparpotentialen
noch ein zweiter Gesichtspunkt von Be-
deutung: Die Kommune hat ausschließ-
lich auf den Energieverbrauch in ihren ei-
genen Liegenschaften direkte Eiflußmög-

lichkeiten. Energiesparaktivitäten anderer
Verbrauchergruppen wie der Haushalte,
Gewerbe- oder Industriebetriebe kann die
Kommune nur indirekt beeinflussen. Der
Energie-Tisch ist hier ein Instrument, um
den Handlungsspielraum zu erweitern,
Energiesparmaßnahmen zu initiieren und
Verbrauchergruppen zu motivieren. Die
Ergebnisse beispielsweise der Energie-
Tische Dessau, Sulzbach/Ts. oder Speyer
haben gezeigt, daß es möglich ist, diese
Verbrauchergruppen durch ihre Teilnahme
zu eigenverantwortlichem Handeln anzu-
regen. Entscheidend dabei ist, daß diese
Zielgruppen die Projekte selbst entwickeln
– also „bottom up“ anstatt „top down“. Ei-
ne solche Strategie hat somit zur Folge,
daß die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
nach dem erfolgreichen Abschluß des of-
fiziellen Energie-Tischs auch ohne die Be-
gleitung durch das IFOK und das Difu die
konzipierten Projekte umsetzen und neue
entwickeln. In Bensheim und Sulzbach/Ts.
beispielsweise gründeten die Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer einen Verein und
entwickelten damit eine verbindliche
Struktur für die weitere Arbeit.

Die Energie-Tische sind – auch im Sinne
der Lokalen Agenda 21 – ein erfolgver-
sprechender partizipativer Ansatz, um die
verschiedensten Akteurinnen und Akteure
in die Klimaschutzaktivitäten einer Kom-
mune einzubeziehen. Dieser Ansatz ist
prinzipiell auch auf andere Themenberei-
che übertragbar.

Energie-Tische

bereits abgeschlossen:

Bensheim, Dessau, Heidelberg, Lud-
wigshafen a.R., Offenburg, Speyer,
Stuttgart, Sulzbach/Ts.,

zur Zeit laufend:

Kreis Amberg-Sulzbach, Arnsberg,
Barsinghausen, Bocholt, Frankfurt
a.M., Halle/Saale, Kreis Hersfeld-Ro-
tenburg, Koblenz, Lübeck-Trave-
münde, Nürnberg

(Stand Oktober 1997)
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Energie-Tische
Eine Zwischenbilanz
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